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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


In welcher Weise unterstützt die Bundesrepublik 
Deutschland außer dem Patenschaftsprogramm 
des Deutschen Bundestages und der Dankes- 
spende aus dem ERP-Programm (German-Mars- 
hall-Fund) das deutsch- amerikanische Verhält- 
nis, welche Organisationen in den USA erhalten 
in welcher Höhe jährheh entsprechende Be- 
träge? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 7. August 1988 

1. „Freundschaft und enge Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika sind für die Bundesrepubhk Deutschland von exi- 
stentieller Bedeutung“ (Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
vom 18. März 1987). Einen entsprechenden Rang nehmen auch die 
Bemühungen der Bundesregierung zur Pflege der deutsch- amerikani- 
schen Beziehungen ein. Vom Volumen wie vom finanziellen Aufwand 
her steht die Pflege dieser Beziehungen weit an der Spitze aller 
derartigen Maßnahmen der Bundesregierung, 

Allein im Kulturhaushalt des Auswärtigen Amtes betragen die US- 
relevanten Ausgaben im Jahre 1988 ca. 57 Milhonen DM (Ansatz für 
1989: trotz der angespannten Haushaltstage über 60 MiUionen DM). 
Davon entfallen über 17 Milhonen DM auf den Bereich Wissenschaft 
und Hochschulen (insbesondere deutsch- amerikanischer Wissen- 
schaftsaustausch), knapp 15 Milhonen DM auf Kulturinstitute und 
KulturgeseUschaften (insbesondere Goethe-Institute), 5,7 Mühonen 
DM auf Medienprogramme und Buchwesen, 3,25 Mühonen DM auf 
die Förderung geseUschaftheher Gruppen (insbesondere Politische 
Stiftungen), 4,6 MiUionen DM auf AussteUungen und andere kultu- 
relle Programme und 300 000 DM auf den Jugendaustausch. Hinzu 
kommen über 11 Millionen DM aus dem Schulfonds, 

Auch bei der Politischen Öffenthehkeitsarbeit (PÖA) der Bundesregie- 
rung kommt den USA höchste Priorität zu. Etwa 15 % der im BPA- 
Haushalt ausgewiesenen Mittel für PÖA (insgesamt ca. 80 MiUionen 
DM) werden für USA-Maßnahmen ausgegeben. Von den Mitteln, die 
unsere Auslandsvertretungen weltweit für die PÖA erhalten (soge- 
nannte Zweckmittel), werden sogar rund ein Drittel in den USA 
verwendet. 

Die Haushaltsansätze anderer Bundesressorts für USA-bezogene Akti- 
vitäten [Bundesministerium für Jugend, Famüie, Frauen und Gesund- 
heit (BMJFFG): ca. 2 Mühonen DM; Bundesministerium für Büdung 
und Wissenschaft (BMBW): ca. 36 MiUionen DM] zeigen ebenfaUs, 
welch hohen SteUenwert die Bundesregierung der deutsch- amerikani- 
schen Zusammenarbeit beimißt. 

Wegen der vielfältigen Aktivitäten und der Bedeutung, die die Bun- 
desregierung den Beziehungen beimißt, wurde 1980 das Amt eines 
Koordinators für die deutsch- amerikanische zwischengesellschaftli- 
che, kultur- und informationspohtische Zusammenarbeit eingerichtet, 
das seit Oktober 1987 in den Händen von Prof. Dr. Werner Weidenfeld 
hegt. 

Neben hohen Aufwendungen von Bundesregierung und Deutschem 
Bundestag müssen, wenn man sich ein Gesamtbild aller zur Pflege 
dieser Beziehungen aufgewandten Mittel verschaffen will, die erheb- 
lichen Anstrengungen, die von Ländern und Gemeinden, Gewerk- 
schaften und Wirtschaftsverbänden, politischen und privaten Stiftun- 
gen sowie den Mittlerorganisationen und deutsch-amerikanischen 
Vereinigungen unternommen werden, gesehen werden. 


1 . Abgeordneter 
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Etwa einhundert Städtepartnerschaften sowie Partnerschaften zwi- 
schen einzelnen Bundesländern und Bundesstaaten kommen hinzu. 

2. Neben der Finanzierung des German Marshall Fund of the United 
States durch eine Dankesspende der Bundesregierung in Höhe von 
insgesamt rund 250 Millionen DM und dem Patenschaftsprogramm 
des Deutschen Bundestages (Kostenansatz 1987: 5 289 380 DM) stellt 
sich die Förderung der deutsch-amerikanischen Beziehungen durch 
die Bundesregierung in den einzelnen Bereichen zur Zeit wie folgt 
dar: 

a) Schüler- und Jugendaustausch 

1987 förderte der Bund den Schüler- und Jugendaustausch mit 
10 024 380 DM für insgesamt 15248 Jugendliche beider Länder 
(Parlamentarisches Patenschaftsprogramm [PPP], German Ameri- 
can Partnership Programm [GAPP] und ein Sonderprogramm des 
BMJFFG). Daneben fördert er mit weiteren 10,5 Millionen DM über 
die deutsch- amerikanische Fulbright- Kommission und den DAAD 
den Austausch von 707 Studenten. 

Das GAPP (Deutscher Kostenansatz 1987: 1695000 DM) wurde 
1972 auf Nachfrage amerikanischer Schulen, die eine deutsche 
Partnerschule suchten, gegründet. Es fördert einen drei- bis vier- 
wöchigen Gruppenaustausch im Rahmen von Schulpartnerschaf- 
ten. Die amerikanischen Partnerschulen müssen Deutschunterricht 
im Lehrangebot haben. Von 1972 bis 1982 entstanden 149 solcher 
Partnerschaften, seit 1982 sind sie auf 498 gestiegen. 1987 haben 
sich im Rahmen des GAPP 4 687 Deutsche in den USA und 3 949 
Amerikaner in der Bundesrepubhk Deutschland auf gehalten. 

Das Sonderprogramm des BMJFFG (Deutscher Kostenansatz 1987; 
2 100 000 DM plus 500 000 DM aus BJP- Globalmitteln) richtet sich 
an das breite Spektrum der Jugendverbände sowie an andere 
Verbände der Jugendarbeit und dient damit der Unterstützung 
überwiegend kurzfristiger drei- bis vierwöchiger Austauschpro- 
jekte, z. B. Programmen der pohtischen Bildung, Programmen 
sportlicher Jugendbildung unter Einschluß landeskundlicher Ele- 
mente, Programme der Landjugend oder Umweltschützer mit prak- 
tischer Erfahrung. 

Außerdem werden aus dem Haushalt des Auswärtigen Amtes 
Zuschüsse an folgende, mit dem Schüler- und Jugendaustausch 
befaßte amerikanische Organisationen gezahlt: AFS (American 
Field Service), Yfu (Youth for understanding), SPI (School Partners- 
hip International), Fiübright Society and Friendship Connection 
(Deutscher Kostenansatz 1987: 444 000 DM). 

Die Bundesregierung und die amerikanische Regierung setzten 

1988 zur weiteren Intensivierung des Jugendaustausches den 
Deutsch-Amerikanischen Rat für den Jugendaustausch ein. 

b) Wissenschaftsaustausch 

Dieser Bereich wird vom Auswärtigen Amt 1988 mit 17,24 Millio- 
nen DM gefördert (1987: 16,31 Millionen DM). Hinzu kommen die 
von BMBW und BMFT zur Verfügung gestellten Mittel. Mit diesen 
Geldern werden die US-bezogenen Aktivitäten verschiedener 
Institutionen unterstützt: 

- Alexander von Humboldt-Stiftung 
(1987/88 ca. 12 Millionen DM) 

- DAAD 

(1987 ca. 16 Millionen DM) 

- Fulbright-Kommission 
(1987 7,7 Millionen DM) 
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- DFG 

(Gesamtaufwand USA-bezogener Aktivitäten ca. 60 Millionen 
DM, überwiegend BMBW-Mittel) 

- Max-Planck-Gesellschaft 

(fünfzig amerikanische Wissenschaftler arbeiten mit Mitteln der 
AvH an Max- Planck- Instituten) 

- Gastlehrstühle 

- Universität Standford (1988 135 000 DM) 

- Dartmouth College (1988 175000 DM) 

Aus dem Haushalt des BMFT wird das am 1. Aprü 1987 errichtete 
Deutsche Historische Institut in Washington D. C. finanziert (1988: 
2,6 Millionen DM, 1989: 3,2 Millionen DM). Das American Institute 
for Contemporary German Studies in Washington D. C. wird durch 
Sachmittel (Buchspende für Bibliothek, Zeitungsabonnements) un- 
terstützt. 

c) Förderung der deutschen Sprache und Kultur 

Die Bundesregierung unterstüzt vor allem folgende Organisationen 
in den USA: 

- Goethe-Institute 

(elf Zweig- und Nebenstellen in den USA, ca. 5,5 Millionen DM) 

- American Association of Teachers of German 
(mit ca. 320000 DM) 

- German Studies Organization 
(mit ca. 100 000 DM) 

- Sonnabendschulen 
(mit ca. 350000 DM) 

Hinsichtlich weiterer Einzelheiten siehe Antwort zu Frage 3. 

d) Kunst und Kultur 

Zunehmende Bedeutung kommt der kulturellen Öffentlichkeitsar- 
beit unserer Vertretungen in den USA zu. Es geht einerseits darum, 
die geistigen Führungsschichten zu gewinnen, andererseits soll 
eine verstärkte Breitenwirkung erreicht werden. Neben die vielfäl- 
tigen Aktivitäten unserer Vertretungen in den USA treten Einzel- 
vorhaben, die aus dem Kulturhaushalt des Auswärtigen Amtes 
gefördert werden. Zu nennen ist - gerade mit Blick auf die Breiten- 
wirkung- die Förderung des nichtgewerblichen Einsatzes deut- 
scher Spiel- und Dokumentarfilme über unsere Auslandsvertretun- 
gen und Goethe-Institut mit jährlich 300000 DM. 

e) Politische Stiftungen und Projekte der beruflichen Aus- und Wei- 
terbildung 

Auch die vier Politischen Stiftungen messen ihrer Arbeit in den 
USA und mit den USA große Bedeutung bei. Sie wenden erheb- 
liche Mittel für ihre diesbezüglichen Programme auf, die aus öffent- 
lichen Mitteln bezuschußt sind (ca. 3,3 Millionen DM). Die Arbeit 
der Carl-Duisberg-Gesellschaft in den USA wird mit rund 
500 000 DM unterstützt. 

f) Politische Öffentlichkeitsarbeit 

Das Bundespresseamt wendet ca. 12 Millionen DM für die im 
Zusammenwirken mit dem Auswärtigen Amt in den USA durchge- 
führte Politische Öffentlichkeitsarbeit auf. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit Ausland werden u. a. Einla- 
dungen an amerikanische Journalisten und Multiplikatoren, Vor- 
tragsreisen deutscher Persönlichkeiten in die USA sowie die 
Zusammenarbeit mit amerikanischen Medien finanziert. 
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Das Auswärtige Amt fördert im Rahmen seiner öffenthchkeitsar- 
beit/Inland auch Veranstaltungen, die der internationalen Verstän- 
digung dienen (für den Bereich USA z. B. 1987 eine Begegnung der 
„Atlantik-Brücke e. V.“ mit dem „American Jewish Committee'' 
sowie eine Veranstaltung der „Deutschen Atlantischen Gesell- 
schaft"). 

Auch bei den vorgesehenen PÖA- Sondermaßnahmen des Auswär- 
tigen Amtes und des Bundespresseamtes anläßhch des vierzigjähri- 
gen Bestehens der Bundesrepubhk Deutschland büden die USA 
einen Schwerpunkt. Dies güt insbesondere für das mit Sondermit- 
teln finanzierte Besucherprogramm des Auswärtigen Amtes, das 
sich an pohtisch und kulturpolitisch wichtige Persönhchkeiten 
richtet. 


3. Laufende Zahlungen an Einrichtungen in den USA werden geleistet 
an: 

- Deutsches Historisches Institut Washington D. C. 

(1988: 2,6 Mühonen DM, 

1989: 3,2 Mülionen DM) 

- Büros der Friedrich- Ebert- Stiftung, Konrad-Adenauer-Stiftung, 
Friedrich-Naumann- Stiftung in Washington D. C. 

(1988: 1,5 Mühonen DM) 

~ elf Goethe-Institute und Zweigstellen 
(ca. 5,5 Mühonen DM) 

- American Association of Teachers of German 
(1988: 320 000 DM) 

- German Studies Organization 
(1988: ca. 100000 DM) 

- Gastlehrstuhl an der Universität Standford 
(1988: 135 000 DM) 

- Gastlehrstuhl am Dartmouth Cohege 
(1988: 175 000 DM) 

Ein erheblicher Teü der zur Verfügung stehenden Mittel wird zur 
Projektförderung verwandt. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden unterstützt 

- Atlantik- Brücke e. V. (ca. 20 000 DM), 

- Verband deutsch-amerikanischer Clubs (ca. 20 000 DM), 

- Steuben-Schurz-Gesehschaft Berlin (ca. 5 000 DM). 


Gibt es spezielle Programme der Bundesrepublik 
Deutschland, deutsch-amerikanische Traditions- 
gruppen bzw. auch solche Gruppen, die bewußt 
ihre abstammungsmäßige Bindung zu Deutsch- 
land aufrechterhalten wollen, unter anderem 
auch die deutsche Sprache besonders pflegen 
wollen, zu unterstützen? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 7. August 1988 

Eine Förderung deutsch-amerikanischer Traditionsgruppen, die beson- 
ders auch ihre abstammungsmäßige Bindung pflegen wollen, erfolgt auf 
vielfältige Weise: Unterstützung von Einzelvorhaben des Deutsch-Ameri- 
kanischen National Kongreß sowie einzelner deutsch-amerikanischer 
Vereine, der jährlichen Steuben-Parade, der Begegnung deutsch -ameri- 
kanischer Gesellschaften aus der Bundesrepublik Deutschland mit 
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deutsch-amerikanischen Vereinen, der Sonnabendschulen sowie Maß- 
nahmen der Botschaft und der konsularischen Vertretungen in den USA 
im Rahmen der ihnen zur Eigenbewirtschaftung im kulturellen Bereich 
zugewiesenen Mittel (ca. 110000 DM). 

Der am 6, Oktober 1987 erstmals von Präsident Reagan auf Grund einer 
Resolution des Senats und des US-Abgeordnetenhauses proklamierte 
nationale „ German- American-Day", mit dessen Wiederholung auch in 
diesem Jahr zu rechnen ist, gibt einen willkommenen Anlaß, die Deutsch- 
Amerikaner und die deutsch-amerikanischen Gruppen in ihrem Bewußt- 
sein für ihre abstammungsmäßige Verbindung zu Deutschland und ihrer 
Traditionspflege zu unterstützen. Unsere Auslandsvertretungen in den 
USA sind in diesem Sinne aktiv und stehen mit den deutsch -amerikani- 
schen Gruppen wegen der Ausgestaltung dieses Tages in Verbindung. 

Die Sonnabendschulen, private und kirchhche Gründungen, haben vor 
allem zum Ziel, deutschstämmigen Kindern und JugendÜchen komple- 
mentären deutschen Sprachunterricht und deutsche Landeskunde zu 
bieten. Sie werden dabei von den in den USA eingesetzten Fachberatern 
für die deutsche Sprache angeleitet und betreiben auch Traditionspflege. 
Die Tätigkeit dieser Schulen wird mit Sprachbeihüfen sowie Lehr- und 
Lernmitteln in Höhe von ca. 350000 DM pro Jahr unterstützt. Durch 
Einzelmaßnahmen werden im Jugendbereich Traditionsgruppen (Trach- 
tenvereine, Volkstanzgruppen) besonders gefördert. 

Sämtliche Sprachprogramme (siehe Frage 3) und alle anderen in den 
USA mit öffentlichen Mitteln finanzierten kulturellen und landeskundli- 
chen Aktivitäten, z. B. der Goethe-Institute, stehen auch den Amerika- 
nern deutscher Herkunft offen und eröffnen vielfältige Möglichkeiten, 
die abstammungsmäßige Bindung an Deutschland aufrechtzuerhalten. 


3. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den USA auch 
deutsche Sprachkurse auf breiterer Basis bzw. 
bestimmte Sprachkurse in der Bundesrepublik 
Deutschland für Einwohner aus den USA zu för- 
dern, wie dies zum Beispiel auf Eigeninitiative 
vom Pastorius-Heim in Bad Windsheim/Mittel- 
franken und seiner Trägergesellschaft Pastorius 
Kolleg bzw. Pastorius Association und American 
German Union in Germansville, PA, geschieht 
und organisiert wird? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 7. August 1988 

Die Bundesregierung fördert in den USA die Erlernung der deutschen 
Sprache auf breiter Basis. Die USA sind (zusammen mit Kanada) die 
einzige Region, für die im Haushalt des Auswärtigen Amtes Sondermittel 
zur Förderung der deutschen Sprache ausgewiesen sind (jährlich rund 
1,6 Millionen DM). In Anbetracht der Größe des Landes muß sich die 
Bundesregierung bei der Verwendung dieser Mittel in erster Linie vom 
Multiplikatoren- Prinzip leiten lassen. Mit Hilfe amerikanischer Institutio- 
nen (American Association of Teachers of German [rund 320000 DM], 
German Studies Organization [rund 100000 DM]) sowie deutscher Mitt- 
lerorganisationen werden vorwiegend sprachdidaktische und landes- 
kundliche Fortbildungsmaßnahmen für Deutschlehrer und Germanisten 
durchgeführt. 

Die Förderung der Spracharbeit erfolgt über die Goethe-Institute. Sieben 
Goethe-Institute in den USA bieten ständig Deutsch-Kurse an, die gut 
besucht sind. Der Schwerpunkt der Förderung muß aber auch bei den 
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Goethe-Instituten auf die pädagogische Verbindungsarbeit gelegt wer- 
den, die Multiplikatoren zugute kommt (1988: 233 000 DM für Deutsch- 
lehrerfortbildung, 301 146 DM für sogenannte Sommerschulen in den 
Universitätsferien). 1986 wurden 229 Veranstaltungen zur Aus- und Fort- 
bildung von Deutschlehrern durchgeführt. Neben den Maßnahmen zur 
Fortbildung der Deutschlehrer in den Bereichen Methodik/Didaktik 
sowie Landeskunde und Literatur im Unterricht treten zunehmend Ver- 
anstaltungen, die zum Ziel haben, für die deutsche Sprache zu werben. 

Über die Sonnabendschulen (siehe Frage 2) wird jährhch ca. 3 000 
jungen Amerikanern Deutschunterricht vermittelt. 

Diese Programme stehen auch den Amerikanern deutscher Herkunft 
offen. 

1987 wurde das von privaten amerikanischen Trägern betriebene 
Goethe- Haus in Milwaukee, das deutsche Kulturprogramme und deut- 
sche Sprachkurse für Erwachsene durchführt, einmalig mit ca. 110000 
DM Zuschuß gefördert, Eine Förderung der Sprachkurse von Einzelein- 
richtungen könnte generell in Betracht gezogen werden, wenn der Bun- 
desregierung zusätzhche Mittel in größerem Umfang für die Pflege der 
deutschen Sprache im Ausland zur Verfügung gestellt würden. 

Des weiteren sind sechs (demnächst sieben) „Fachberater" (zur Curri- 
culum-Entwicklung und Lehrerfortbüdung) sowie sieben „Lektoren für 
die deutsche Sprache, Literatur und Landeskunde" mit öffenthchen Mit- 
teln gefördert in den USA tätig. 

Die Sprachförderung erfolgt auch mit Hüfe der Fernsehsprachkurse 
„Guten Tag" und „Guten Tag, wie geht’s", die sich seit Jahren im 
Angebot für den Deutschunterricht in den USA befinden. Sie wurden 
1984 durch den in den USA hergestellten deutschen Fernsehsprachmoti- 
vationskurs für Kinder „The Pappenheimers" -Ausstrahlung durch 
PBS - ergänzt. Auch für den neuen Fernsehsprachkurs „Alles Gute", der 
von Inter Nationes weltweit angeboten wird, haben verschiedene ameri- 
kanische Organisationen ihr Interesse angemeldet, u. a. PBS, und für die 
Weitergabe an Universitäten und private Sprachschulen z. B. auch die 
Firma International Film Bureau in Chicago. 

Die vom Goethe-Institut und vom Institut für Auslandsbeziehungen in der 
Bundesrepublik Deutschland angebotenen Sprachkurse stehen auch 
Staatsangehörigen der USA offen. Auch die aus dem Kulturhaushalt des 
Auswärtigen Amtes nütfinanzierten acht Deutsch-Amerikanischen Insti- 
tute - in Darmstadt, Regensburg, Tübingen, Freiburg, Heidelberg, Nürn- 
berg, Saarbrücken und Kiel- (1988: 930000DM) bieten zum Teil 
Deutschkurse an. US-Bürger machen hiervon reichen Gebrauch. Bei 
allen öffentlich geförderten Kursen liegen amerikanische Staatsangehö- 
rige an der Spitze (bei den inländischen Goethe -Instituten jährlich 2 500 
Teünehmer [13 %] und beim Institut für Auslandsbeziehungen mit 71 
Teilnehmern [14 %]). Das Institut für Auslandsbeziehungen veranstaltet 
im Inland auch deutschlandkundhche Seminare, vorwiegend für Ziel- 
gruppen aus den USA (rund 30 Seminare pro Jahr mit ca. 1 300 amerika- 
nischen Lehrern und sonstigen Multiplikatoren). Das öffentliche Angebot 
in der Bundesrepubtik Deutschland hat sich bisher als ausreichend erwie- 
sen. Für eine Förderung privater Einrichtungen oder Initiativen stehen 
keine Mittel zur Verfügung. 


4. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm^Brücher 

(FDP) 


Wann ist mit der Vorlage des von Bundeskanzler 
Kohl zugesagten Entwurfs für ein „Gesetz über 
den Auswärtigen Dienst" zu rechnen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Lautenschlager 
vom 11. August 1988 

Wie Ihnen bekannt ist, hat der Bundeskanzler in der Sitzung des Auswär- 
tigen Ausschusses des Deutschen Bundestages am 24. Februar 1988 
deutlich gemacht, daß die Bundesregierung die Absicht hat, noch in 
dieser Legislaturperiode dem Deutschen Bundestag den Entwurf eines 
Gesetzes über den Auswärtigen Dienst zur Verabschiedung vorzulegen. 
Entsprechende Gespräche zwischen den beteiligten Ressorts sind einge- 
leitet. 


5. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das EG-Land Spanien in zuneh- 
mendem Maße schon bei der Einstellung von 
Deutschlehrern an deutschen Schulen in Spa- 
nien größte Schwierigkeiten bereitet, und wel- 
che Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um diesem einer guten Zusammen- 
arbeit zwischen beiden Ländern abträglichen 
Verhalten entgegenzutreten? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 7. August 1988 

Es trifft nicht zu, daß Spanien bei der Einstellung von Deutschlehrern an 
deutschen Schulen in Spanien Schwierigkeiten bereitet. Richtig ist viel- 
mehr, daß sich die Zusammenarbeit mit spanischen Behörden in diesem 
Zusammenhang weitgehend reibungslos vollzieht. 

An den Deutschen Schulen Barcelona und Bilbao hat es gelegentlich 
Verzögerungen bei der Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen gege- 
ben, die jedoch nicht als Schwierigkeiten grundsätzlicher Natur zu 
betrachten sind. 

An der Deutschen Schule in Santa Cruz de Tenerife hat die Frage der 
Nachentrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen für deutsche ent- 
sandte Lehrer eine Rolle gespielt. Sie ist inzwischen abschließend gere- 
gelt worden. 


6. Abgeordneter 

Dr. Müller 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die sandinistische Polizei Nicaraguas fünf 
christlichsoziale Gemeinderäte nur deswegen 
festgenommen hat, weil sie Wehrdienstverwei- 
gerern Empfehlungsschreiben an christdemo- 
kratische Parteien außerhalb Nicaraguas ausge- 
stellt haben, und gedenkt die Bundesregierung, 
bei der Regierung Nicaraguas hiergegen zu pro- 
testieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Lautenschlager 
vom 11. August 1988 

Nach Kenntnis der Bundesregierung sollen mehrere Angehörige der 
christlichsozialen Partei Nicaraguas Empfehlungsschreiben für nicaragu- 
anische Wehrdienstverweigerer an Empfänger in El Salvador gerichtet 
haben. Wegen dieser Schreiben sollen die Autoren zur Polizei in Leon 
zitiert und bedroht worden sein. Zu Festnahmen soll es aber dabei nicht 
gekommen sein. 

Gemeinsam mit ihren europäischen Partnern ist die Bundesregierung erst 
kürzlich, aus Anlaß der Verhaftungswelle im Juli dieses Jahres, bei der 
Regierung Nicaraguas vorstellig geworden. Bei dieser Gelegenheit 
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wurde unmißverständlich auf den Zusammenhang zwischen der Wah- 
rung der Menschenrechte, der innerstaathchen Versöhnung und der 
Zukunft des Friedensprozesses hingewiesen. Die Bundesregierung hat 
sich auch in bilateralen Kontakten nachdrücklich für die Freüassung der 
Verhafteten eingesetzt. 


Welcher Beamte des Außenministeriums der 
Vereinigten Staaten von Amerika hat wann in 
jüngerer Zeit im Rahmen einer Europa-Reise 
welche Ministerien besucht zwecks Abstimmung 
der El Salvador-Politik zwischen der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Bundesregierung, und welches sind die Ergeb- 
nisse dieser Abstimmung? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Lautenschlager 
vom 15.. August 1988 

Die Bundesregierung steht mit den Bündnispartnern, darunter den USA, 
auf allen Ebenen im laufenden Gesprächskontakt. Diese Kontakte sind 
vertraulicher Natur. 


8. Abgeordneter Beamte welcher Bundesbehörde befinden sich 

Volmer seit wann im Auftrag der Bundesregierung in 

(DIE GRÜNEN) Kolumbien zur Prüfung der Möglichkeiten von 

Polizei- und Militärhilfe der Bundesregierung für 
die Regierung Kolumbiens, und wie lautet ihr 
genauer Prüfungsauftrag? 


7. 


Abgeordneter 

Volmer 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Lautenschlager 
vom 12. August 1988 

Die Bundesregierung hat keine Beamten nach Kolumbien mit dem Auf- 
trag entsandt, dort Möglichkeiten von Polizei- und Militärhilfe der Bun- 
desregierung für die Regierung Kolumbiens zu prüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie verteilen sich die Beurteilungsnoten im Be- 
reich des Bundesgrenzschutz (BGS) -Grenz- 
schutzkommandos Küste auf die Eingangs- und/ 
oder Beförderungsämter der Laufbahnen des 
mittleren (diese unterschieden nach Beamten mit 
und ohne Führungsfunktionen) und des gehobe- 
nen Polizei Vollzugsdienstes im BGS absolut und 
prozentual? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 10. August 1988 


Der Beantwortung der Anfrage liegen die zur Zeit noch geltenden Beur- 
teilungsrichtlinien vom 27. Januar 1978, veröffentlicht im Mitteilungs- 
blatt für den Bundesgrenzschutz (BGS) Nr. 2/78 vom 27. Januar 1978, 
zugrunde. Das Beurteilungssystem läßt als zusammenfassende Noten zu: 
sehr gut (1), gut (2), voll befriedigend (2,5), befriedigend (3), ausreichend 
(4), mangelhaft (5) und ungenügend (6). 
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Danach verteilen sich die (zusammenfassenden) Beurteilungsnoten wie 
folgt: 

a) Laufbahn des mittleren Polizeivollzugsdienstes im BGS 
(beurteilte Beamte; 1 893, entspricht 100 %) 



Eingangsam.t 

Polizeihauptwachtmeister/z.A. 

Polizeimeister 

Noten 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

Anzahl 

- 

6 

135 

364 

203 

- 

- 

- 

48 

231 

317 

25 

- 

- 

Prozent 

- 

0,85 

19,07 

51,41 

28,67 

- 

- 

- 

7,73 

37,20 

51,05 

4,02 

- 

- 

Summe 

708 entspricht 37,40 % 

621 entspricht 32,80 %' 

davon in 

Führungsfunktionen 

72 entspricht 10,17 % 

370 entspricht 59,58 % 



Beförderungsämter 

Polizeiobermeister 

Polizeihauptmeister 

Noten 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

Anzahl 

- 

122 

143 

74 

8 

- 

- 

2 

109 

66 

37 

3 

- 

- 

Prozent 

- 

35,16 

41,21 

21,33 

2,30 

- 

- 

0,92 

50,23 

30,42 

17,05 

1,38 

- 

- 

Summe 

347 entspricht 18,33 % 

217 entspricht 11,47 % 

davon in 

Führungsfunktionen 

345 entspricht 99,42 % 

217 entspricht 100 % 


b) Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes im BGS 
(beurteilte Beamte: 138, entspricht 100%) 



Eingangsamt 

Polizeikommissar/z.A. 

Polizeioberkommissar 

Noten 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

Anzahl 

- 

- 

2 

12 

- 

- 

- 

2 

22 

24 

12 

- 

- 

- 

Prozent 

- 

- 

14,29 

85,71 

- 

- 


3,33 

36,67 

40,00 

20,00 

- 

- 

- 

Summe 

14 entspricht 10,14 % 

60 entspricht 43,48 % 



Beförderungsämter 

Polizeihauptkommissar 

Erster Polizeihauptkommissar 

Noten 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

1 

2 

2,5 

3 

4 

5 

6 

Anzahl 

- 

41 

15 

- 

- 

- 

- 

1 

5 

2 

- 

- 

- 

- 

Prozent 

- 

73,21 

26,79 

- 

- 





12,50 

62,50 



25,00 





- 

- 

Summe 

56 entspricht 40,58 % 

8 entspricht 5,80 % 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die Auszahlungen der bundesei- 
genen Kreditanstalt für Wiederaufbau für Fi- 
nanzkredite im Rahmen der Mischfinanzierung 
an Staaten der Dritten Welt in den Jahren 1985 
bis 1990 (jährliche Angaben)? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 12. August 1988 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat folgende Volumina an Finanzkre- 
diten im Rahmen der Mischfinanzierung für Staaten der Dritten Welt 
ausgezahlt: 

1985: 0,3 Mrd. DM 
1986:0,6 Mrd. DM 
1987: 0,75 Mrd. DM 

Für das laufende Jahr 1988 und für die Jahre 1989 und 1990 können noch 
keine Zahlenangaben gemacht werden. Eine - auch nur annähernde - 
Schätzung des künftigen Auszahlungsbetrags ist nicht möglich, da 
Anzahl und Umfang künftiger Mischfinanzierungsprojekte nicht voraus- 
sehbar sind und bei den laufenden Mischfinanzierungsprojekten die 
Auszahlung der Finanzkreditmittel nach Projektfortschritt erfolgt. 


11. Abgeordneter Um wieviel höher liegen die Umschuldungszin- 

Volmer sen für Kredite der Finanziellen Zusammenar- 

(DIE GRÜNEN) beit sowie für die Finanzkredite der Kreditanstalt 

für Wiederaufbau im Rahmen der Mischfinanzie- 
rung gegenüber den ursprünglich vereinbarten 
Zahlen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 12. August 1988 

Die vereinbarten Umschuldungszinssätze werden von der Bundesregie- 
rung vertraulich behandelt. Die im Pariser Club vereinbarten multilatera- 
len Umschiildungsabsprachen sehen dazu regelmäßig vor, die Umschul- 
dungszinssätze bilateral „auf der Basis des angemessenen Marktzinssat- 
zes“ festzulegen. Hiervon weicht die Bundesregierung allerdings hin- 
sichüich der Umschiildungsbeträge, die auf Krediten der Finanziellen 
Zusammenarbeit beruhen, ab. Die entsprechenden Umschuldungszins- 
sätze orientieren sich an den ursprünglichen Vergabezinssätzen, sind 
also weit niedriger. 


12. Abgeordneter Hat die Bundesregierung neue Erkenntnisse zur 

Poß Einschätzung der Steueraufkommensentwick- 

(SPD) lung für dieses Jahr und für die kommenden 

Jahre - auch nach der Steuersenkung 1990- 
und ergeben sich dadurch höhere Steuereinnah- 
men als bisher angenommen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 12. August 1988 

Die bisher bekannten Ergebnisse der Steuereinnahmen des laufenden 
Jahres lassen den Schluß zu, daß gegenüber der letzten Steuerschätzung 
für 1988 mit Mehreinnahmen gerechnet werden kann. Damit werden die 
Hinweise, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung verlaufe günstiger als 
im Frühjahr von der Bundesregierung erwartet, auch von dieser Seite her 
gestützt. Mehreinnahmen im Jahr 1988 verbessern gleichzeitig die 
Schätzgrundlage für die Folgejahre. Nach den derzeit vorliegenden 
Daten läßt sich eine erste grobe Größenordnung der möglichen Mehrein- 
nahmen mit 2,5 Mrd. bis 4 Mrd. DM abschätzen. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ wird im November 1988 vor der 
Verabschiedung des Bundeshaushalts 1989 eine kurzfristige Steuerschät- 
zung für die Jahre 1988 und 1989 sowie im Frühjahr 1989 diejenige für 
den mittelfristigen Zeitraum bis 1993 durchführen. 
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13. Abgeordnete Welche „schwerwiegenden verfassungsrechtli- 

Frau chen und verfassungspolitischen Gesichtspunk- 

Bulmahn te" (siehe Drucksache 11/2685 Anlage 2) spre- 

(SPD) chen nach Meinung der Bundesregierung im 

einzelnen gegen den Gesetzentwurf des Bundes- 
rates zur Änderung des Bundessozialhilfegeset- 
zes und des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern, und von welchen 
Verfassungsrechtlern hat die Bundesregierung 
hierzu Gutachten eingeholt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 17. August 1988 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes und des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zum Ausdruck gebracht, daß schwerwiegende 
Gesichtspunkte verfassungsrechtlicher und verfassungspolitischer Art 
gegen das Gesetzesvorhaben sprechen. Die Gesetzesvorlage bezweckt 
eine erhebliche finanzielle Umschichtung zugunsten der finanzschwa- 
chen Länder am Finanzausgleich vorbei, den der Bundesgesetzgeber 
gerade erst im Jahre 1987 - unter Einsatz erheblicher zusätzlicher Bun- 
desmittel- neu geregelt hat. Die für 1989 vorgesehene Erhöhung der 
Beteiligung des Bundes an der Umsatzsteuer entspricht nicht den An- 
forderungen des Artikels 106 Abs. 3 und 4 GG. Nach dieser Verfas- 
sungsnorm ist auf die Deckungsbedürfnisse von Bund und Ländern 
insgesamt abzustellen. Die Mehrbelastung des Bundes in Höhe von rund 
10 Milliarden DM würde durch die vorgesehene Änderung der Umsatz- 
steuerverteilung nur in Höhe von etwa 5 Milliarden DM gedeckt. Eine 
Finanzierungsbeteiligung des Bundes in Höhe der Hälfte der Sozialhüfe- 
aufwendungen würde überdies eine besonders problematische neue 
Mischfinanzierung eröffnen. Im übrigen bezieht sich die Möglichkeit der 
Finanzierungsbeteüigung des Bundes von Verfassungswegen nur auf 
Geldleistungen der Länder. 

Die Bundesregierung hat diese Fragen eingehend geprüft. Ein Verfas- 
sungsrechtsgutachten war für die Entscheidung nicht erforderlich. 


14. Abgeordneter 

Hasenfratz 

(SPD) 


Wie sind die Steuereinnahmen insgesamt in den 
ersten Monaten dieses Jahres jeweils gegenüber 
den entsprechenden Vorjahresmonaten ge- 
stiegen? 


15. Abgeordneter 

Hasenfratz 

(SPD) 


Wie sind in den ersten zwei, drei, vier usw. 
Monaten dieses Jahres die Steuereinnahmen (in 
V. H.) gegenüber entsprechenden Perioden des 
Vorjahres gestiegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 17. August 1988 

Monatliche Angaben über die Steuereinnahmen insgesamt liegen nicht 
vor. Über die Einnahmen aus Gemeindesteuern berichtet das Statistische 
Bundesamt im Rahmen eines Gesamtüberblicks über die Steuereinnah- 
men nur vierteljährlich. Im ersten Vierteljahr 1988 waren die Steuerein- 
nahmen insgesamt um plus 4,5 v. H. höher als im entsprechenden Vor- 
jahreszeitraum; neuere Angaben liegen bisher nicht vor. 
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Über die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder berichtet das 
Bundesministerium der Finanzen monatlich im „Bundesanzeiger". Dort 
sind neben den Steuereinnahmen von Bund und Ländern auch der den 
Gemeinden zustehende Anteil an der Lohn- und Einkommensteuer, die 
an die Europäischen Gemeinschaften abgeführten Steuereinnahmen 
sowie die Gemeindesteuern der Stadtstaaten nachgewiesen. Für diesen 
Teü der Steuereinnahmen ist die bisherige monatliche Entwicklung 1988 
in der nachfolgenden Tabelle zusammengestellt: 


Veränderung gegenüber dem Vorjahresaufkommen 
in vH: 


im ... . 

vom Januar bis ... . 

Januar 


4,6 




Februar 

+ 

5,2 

Februar 


4,9 

März 

+ 

2,8 

März 

+ 

4,1 

Aprü 

+ 

8,4 

April 

+ 

5,0 

Mai 

+ 

10,7 

Mai 

+ 

6,0 

Juni 

+ 

1,0 

Juni 

+ 

4,9 

Juh 

+ 

3,0 

Juli 

+ . 

4,6 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung die in einem 
deutschen Technologie-Magazin (Ausgabe Juli 
1988) wiedergegebene Auffassung, daß „billige 
Windenergie allerdings die Ansichten über die 
günstigste Art der Energieversorgung radikal 
ändern wird", und welche Gründe sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung für diese Auffa- 
sung maßgebend? 


Antwort des Bundesministers Dr. Bangemann 
vom 17. August 1988 

Zu der Frage der Nutzungsmöglichkeiten von Windenergie hat die Bun- 
desregierung ausführlich in der Antwort auf die Große Anfrage der 
Koalitionsfraktionen betreffend Förderung und Nutzung „erneuerbarer 
Energiequellen" in der Bundesrepublik Deutschland Stellung ge- 
nommen. 

Dort wird u. a. zu der Frage 12 ausgeführt, daß eine verstärkte Stromge- 
winnung aus Windenergie entscheidend von der Wirtschaftlichkeit der 
Windenergieanlagen abhängt. Auf Grund des heutigen Entwicklungs- 
standes ist die kommerzielle Stromerzeugung aus kleinen und mittleren 
Windenergieanlagen realistisch und relativ kostengünstig. Um Anlagen 
mit höheren Leistungen - um ein Megawatt - ähnlich kommerziell nut- 
zen zu können, bedarf es noch erheblicher Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten. Insbesondere aus geographischen und klimatischen Grün- 
den sind Windenergieanlagen kaum in der Lage, bei den Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen Kraftwerkskapazität einzusparen. Der aus Wind- 
energieanlagen erzeugte Strom fällt unregelmäßig und ungesichert an, so 
daß er nur zusätzlich zur Verfügung steht. Im Vergleich zur gesamten 
Energieerzeugung ist der Anteil der Windenergie (derzeit ca. 0,01 v. H. 
des Primärenergieverbrauchs) so minimal, daß auch eine erhebliche 
Steigerung ihres Anteils keinen wesentlicheren Beitrag zur Energiever- 
sorgung leisten könnte. 

Die Bundesregierung ist daher nicht der Auffassung, daß auch bei einer 
kostengünstigeren Stromerzeugung aus Windenergieanlagen als heute 
diese das bisherige Energieversorgungssystem „radikal" ändern könnte. 
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17. Abgeordneter 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 16. August 1988 

Die derzeitigen Planungen der Bundesregierung für das Jahr 1988 basie- 
ren auf den Ergebnissen der Sitzung des interministeriellen Arbeitskrei- 
ses „Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen" vom 27. April 1988. Zu 
diesem Zeitpunkt war der interministerielle Arbeitskreis für das Jahr 
1988 von einem realen Anstieg des Bruttosozialprodukts in Höhe von 
2 V. H. ausgegangen. Auch für 1980 liegt den Planungen der Bundesre- 
gierung ein reales Wirtschaftswachstum von rund 2 v. H. zugrunde. Eine 
Überprüfung dieser Schätzungen wird der interministerielle Arbeitskreis 
„Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen" im Oktober 1988 vor- 
nehmen. 

Die vom Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Bangemann, und mir genannte 
Wachstumsrate von 2,5 bis 3 v. H. in 1988 basiert auf vorläufigen neue- 
sten Schätzungen des Bundesministeriums für Wirtschaft; sie werden im 
Oktober in die Überprüfung des Arbeitskreises eingebracht. 


Geht die Bundesregierung nunmehr für ihre 
Schätzungen und Planungen 1988 und 1989 von 
den neuesten Wirtschaftsprognosen des Bundes- 
ministers für Wirtschaft, Dr. Bangemann, vom 
2. Mai 1988 aus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


18. Abgeordneter 
Müller 
(Schweinfurt) 

(SPD) 


19. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 15. August 1988 

Die Bundesregierung beurteilt die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
beschlossenen Einführung einer Erdgasbesteuerung in Höhe von 3 Pfen- 
nig/cbm auf den deutschen Unterglasgartenbau als gemäßigt und ver- 
tretbar. Der Heizmittelaufwand beträgt nur 8 v. H. des gesamten Unter- 
nehmensaufwandes. Im Hinblick auf die Wettbewerbssituation zu den 
Unterglasgartenbauuntemehmen in der Europäischen Gemeinschaft, 


Wie beurteilt die Bundesregierung die wirt- 
schaftlichen Auswirkungen der geplanten Be- 
steuerung des Erdgases in Höhe von 3 Pfennig/ 
cbm auf den deutschen Unterglasgartenbau in 
der Wettbewerbssituation zu den Unterglasun- 
ternehmen in der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere in den Niederlanden? 


Ist die Bundesregierung bereit, nachdem in den 
letzten Jahren die Umstellung des Unterglasgar- 
tenbaus auf kostengünstige und umweltfreundli- 
che Energiearten wie Erdgas besonders geför- 
dert wurde, sich für die Erhaltung der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit dieses Wirtschafts- 
zweiges einzusetzen, und durch welche Maßnah- 
men gedenkt sie, die zusätzlichen finanziellen 
Belastungen, die durch eine Erdgasbesteuerung 
zu erwarten sind, auszugleichen? 


13 



Drucksache 11/2799 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


insbesondere zu denen der Niederlande, treten keine höheren Belastun- 
gen ein, als ohnehin die tariflichen Preisschwankungen bewirken bzw. 
die Preissenkungen der Vergangenheit an Einsparungen erbrachten. Bei 
Erdgas betrug der Preisrückgang z. B. im Jahre 1987 gegenüber dem 
Vorjahr rund 30 v. H. 

Es ist richtig, daß die Umstellung des Unterglasgartenbaues auf 
kostengünstige und umweltfreundliche Energiearten wie Erdgas im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern gefördert wurde. 
Gegenwärtig entfällt ca. 20 v. H. des gesamten Energieverbrauches des 
Gartenbaues auf Erdgas. Die Erhaltung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit dieses Wirtschaftszweiges ist angesichts der aktuellen 
Einkommenssituation (49785 bzw. 51034 DM Gewinn je Unternehmen 
im Gemüse- und Zierpflanzenbau) gesichert. Zusätzliche Maßnahmen 
wegen der Erdgasbesteuerung werden nicht für erforderlich gehalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


20. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung vor dem Hintergrund, 
daß die wirtschaftliche Zonenrandförderung im 
Rahmen der Steuerreform durch den Wegfall der 
Investitionsziüage geschwächt worden ist, wäh- 
rend gleichzeitig dem Ruhrgebiet Strukturhüfen 
in Höhe von einer Milliarde DM und dem Saar- 
land ebenso weitere finanzielle Hilfen zugesagt 
wurden, bereit, bei der Verteüung von jährlich 
weiteren 2,4 Müliarden DM im Rahmen des neu- 
en Strukturfonds bei den Verhandlungen mit 
den Bundesländern auf eine Verbesserung und 
Absicherung der Zonenrandförderung hinzuwir- 
ken, was z. B. durch eine ganz erhebliche Ver- 
besserung der kulturellen und sozialen Zonen- 
randförderung geschehen könnte und ange- 
sichts der enormen Steigerung der Förderung 
anderer Gebiete angemessen wäre? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pltick 
vom 16. August 1988 

Die Bundesregierung führt zur Zeit mit den Ländern Gespräche über 
neue Finanzhilfen zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftkraft. Die 
Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Dessenungeachtet prüft die Bundesregierung ständig alle Möglichkei- 
ten, die Wirksamkeit der Förderung im Zonenrandgebiet zu steigern. Der 
Förderung sozialer und kultureller Einrichtungen und Maßnahmen 
kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


21. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung mit Sorge die Ge- 
fahr sieht, daß die von der Bundesanstalt für 
Arbeit geförderte berufliche Bildung Behinderter 


14 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2799 


und Lernbeeinträchtigter nicht hinreichend wei- 
tergeführt werden kann, weil die notwendigen 
Mittel nicht zur Verfügung stehen, und warum 
ist bisher ein Nachtragshaushalt der Bundesan- 
stalt für Arbeit nicht vor gelegt worden, um die 
genannte Gefahr abzuwenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. August 1988 

Den von Ihnen angesprochenen Beschluß hat der Hauptausschuß des 
Bundesinstituts für Berufsbildung am 14. Juni 1988 auf Grund des seiner- 
zeitigen Sachstandes gefaßt. 

Unter Hinweis auf die Antwort der Bundesregierung (Drucksache 
11/2563) auf die Kleine Anfrage (Drucksache 11/2416) hatte ich Ihnen am 
30. Juni 1988 mitgeteilt, daß der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung es der Bundesanstalt für Arbeit ermöglicht hat, über die Ansätze des 
Haushalts für 1988 hinaus für Leistungen der Rehabüitation zusätzlich 
60 Millionen DM zur Verfügung zu stellen. Damit ist insbesondere sicher- 
gestellt, daß auch für behinderte Jugendliche des Schulentlaßjahrgangs 
1988 die zu ihrer beruflichen Eingliederung erforderlichen Maßnahmen 
im notwendigen Umfang gefördert werden und Rechtsansprüchen auf 
Förderung sowie bereits eingegangenen Verpflichtungen Rechnung 
getragen wird. 

Über Schwierigkeiten in der Praxis, hinsichtlich derer ich Sie in dem 
Schreiben vom 30. Juni 1988 um Unterrichtung gebeten hatte, ist mir 
seitdem weder von Ihrer noch von anderer Seite etwas bekanntge- 
worden. 


22. Abgeordneter 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch beziffert oder schätzt die Bundesregie- 
rung für das letzte Jahr, für das statistische Un- 
terlagen vorliegen, die Aufwendungen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung für Gesund- 
heitsschäden, die verursacht worden sind durch 
selbst- oder mitverschuldete Verkehrsunfälle mit 
Personenkraftwagen, Kraftrad oder Fahrrad, 
bzw. selbst- oder mitverschuldete Sportunfälle 
in gefahrengeneigten Sportarten, wie Ski-Unfäl- 
le und dergleichen? 


23. Abgeordneter 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für verfassungs- 
rechtlich zulässig, Bürgern durch Gesetz aufzu- 
erlegen, sich gegen Gesundheitsrisiken beim 
Autofahren, beim Kraftrad- und Fahrradfahren 
sowie bei der Ausübung gefahrengeneigter 
Sportarten, soweit sich das Risiko auf selbstver- 
schuldete Unfallschäden bezieht, mit besonde- 
ren Kasko-Versicherungen abzudecken, anstatt 
es der Solidargemeinschaft der gesetzlichen 
Krankenversicherung aufzubürden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. August 1988 

Die Bundesregierung verfügt über keine statistischen Unterlagen und 
kann auch nicht schätzen, wie hoch die Aufwendungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung für durch selbst- oder mitverschuldete Verkehrs- 
unfälle und Sportunfälle verursachte Gesundheitsschäden sind. 
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Die Bundesregierung hält es schon wegen der kaum lösbaren Abgren- 
zungsprobleme nicht für zweckmäßig, für die Gesundheitskosten selbst- 
verschuldeter Unfälle beim Autofahrer oder anderen gefahrgeneigten 
Tätigkeiten eine Pflichtversicherung außerhalb der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zu schaffen. Von daher stellt sich für die Bundesregie- 
rung die Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit nicht. 


24. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf, die Anerkennung von Kinder- 
erziehungszeiten auch auf Adoptiv- bzw. Pfle- 
geeltem auszudehnen, die die Erziehung des 
Kindes erst nach dessen erstem Lebensjahr über- 
nehmen, und wenn ja, wann ist mit einer ent- 
sprechenden Gesetzesnovellierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. August 1988 


Ziel der gesetzlichen Regelung über die Anerkennung von Kindererzie- 
hungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung ist die Schließung 
von Lücken in der Rentenbiographie von Müttern bzw. Vätern, die 
infolge der Erziehung eines Kindes in dessen erstem Lebensjahr entstan- 
den sind. Hierbei wird von der typischen Situation ausgegangen, daß die 
Erziehung eines Kindes im ersten Lebensjahr besonders zeitaufwendig ist 
und daß deshalb der erziehende Elternteil in dieser Phase typischerweise 
eine Erwerbstätigkeit nicht oder nur eingeschränkt ausübt mit der Folge, 
daß er hierdurch rentenrechtliche Nachteile erleidet. Diese generalisie- 
rende und typisierende Regelung ist - wie bei anderen rentenrechtlichen 
Regelungen, aber auch in anderen Rechtsbereichen- schon deshalb 
unverzichtbar, weil sich die tatsächliche Inanspruchnahme der Mutter 
oder des Vaters durch die Kindererziehung nicht in jedem Einzelfall 
ermitteln ließe und auch nicht in jedem Einzelfall festgestellt werden 
könnte, welche allein durch die Kindererziehung bedingten Nachteile 
bei dem Erziehenden eingetreten sind. 

Die Anrechnung eines anderen Jahreszeitraumes als des ersten Lebens- 
jahres des Kindes allein für Adoptiv- und Pflegeeltern wäre schon unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung nicht zu vertreten. Auch leibli- 
chen Müttern, leiblichen Vätern sowie Stiefmüttern und -vätern müßte 
dann die Möglichkeit eingeräumt werden, einen anderen Zeitraum als 
das erste Lebensjahr des Kindes als Versicherungszeitraum zu wählen. 
Das würde ein Element der Unsicherheit in die gesetzliche Rentenversi- 
cherung hineintragen, deren Funktionsfähigkeit nur dann gewährleistet 
ist, wenn die Voraussetzungen, unter denen Versicherungspflicht eintritt, 
im Gesetz eindeutig festgelegt sind. 

Würde man generell auf die ersten zwölf Monate nach dem Beginn der 
Erziehung abstellen und diese Zeit als Versicherungszeit in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung anrechnen, würde das nicht nur ebenfalls zu 
den zuvor genannten Unsicherheiten und zu vermehrtem Verwaltungs- 
aufwand führen, es hätte auch - bei einem Wechsel in der Person des 
Erziehenden - eine Mehrfachanrechnung von Erziehungszeiten zur 
Folge (z. B. bei der leiblichen Mutter das erste Lebensjahr des Kindes und 
beim leiblichen Vater oder bei einer Adoptiv-, Pflege- oder Stiefmutter 
ein späteres Lebensjahr des Kindes). Eine solche Ausdehnung der renten- 
rechtlichen Anerkennung der Erziehungsleistung kann vor allem aus 
systematischen Gründen nicht in Betracht gezogen werden. 


25. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


ln welcher Weise ist der Bundesminister für 
Arbeit imd Sozialordnung, der auf Grund seiner 
Zuständigkeiten besonders an der Wirksamkeit 
der Strukturmittel von 24 Milliarden DM im Sinne 
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der Beschäftigungspolitik interessiert sein muß, 
an deren zweckdienlicher Umsetzung beteiligt, 
und in welchem Umfang soll nach seinem Vor- 
schlag Nordrhein- Westfalen berücksichtigt 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 17. August 1988 

Die Federführung für die Änderung des Gesetzes über den Finanzaus- 
gleich zwischen Bund und Ländern hegt beim Bundesminister der Fi- 
nanzen. 

Die Bundesregierung will in Ausnutzung der Möghchkeiten des Arti- 
kels 104 a Abs. 4 GG durch Finanzhilfen von jährlich 2,4 Milliarden DM 
über einen Zeitraum von zehn Jahren das Bestreben unterstützen, eine 
ausgeglichenere Struktur zwischen den Regionen zu erreichen. Nach der 
verfassungsmäßigen Aufgabenverteilung liegt die Entscheidung über die 
Durchführung des Programms in der Kompetenz der jeweiligen Bundes- 
länder. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ist an diesem Gesetz- 
gebungsverfahren beteüigt. In seinen Stellungnahmen hat er verdeut- 
licht, daß die Schaffung neuer Arbeitsplätze vorrangiges Ziel der Ver- 
wendung der Strukturmittel sein soll, weil auf diesem Wege das Ziel, 
gleichwertige Lebens Verhältnisse in der Bundesrepubhk Deutschland zu 
schaffen, am wirkungsvollsten unterstüzt werden kann. 

Die Bundesregierung bemüht sich in Gesprächen mit den Ländern, einen 
sachgerechten Verteilungsschlüssel zu erarbeiten. Diese Verhandlungen 
sind noch nicht abgeschlossen. Es ist davon auszugehen, daß Nordrhein- 
Westfalen, das einen erheblichen Strukturwandel und damit verbundene 
Anpassungsprozesse bewältigen muß, bei der Mittelverteüung angemes- 
sen berücksichtigt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


26. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


Trifft es zu, daß in einem der Bundesministerien 
der Völkerrechtler und Ministerialrat Dr. R. Sch. 
seit ca. fünf Jahren nur mehr sporadisch seinen 
Dienst verrichtet, und welchen Hintergrund ha- 
ben die Umstände dieses Zustandes, maßgeblich 
das laufende Disziplinarverfahren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 10. August 1988 

Ministerialrat Dr. R. Sch. ist im Bundesministerium der Verteidigung als 
Referatsleiter VR II 3 für Seevölkerrecht, See- und Schiffahrtsrecht zu- 
ständig. 

Es trifft nicht zu, daß er seit ca. fünf Jahren nur sporadisch Dienst 
verrichtet hat. Vielmehr weisen seine Abwesenheitsunterlagen in den 
letzten zehn Jahren bis Ende 1987 vergleichsweise außergewöhnhch 
geringfügige krankheitsbedingte Ausfallzeiten aus. Im Jahre 1988 
konnte der Beamte wegen Krankheit und Unfalls im Dienst - durch 
ärztliche Atteste belegt - längere Zeit keinen Dienst tun. Darüber hinaus 
war er nur im Umfang seines rechtlichen Urlaubsanspruchs nicht im 
Dienst. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


27. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Kirschner baden-württembergischen Landwirtschaftsmini- 

(SPD) steriums (dpa, 25. Juli 1988), wonach ein Abbau- 

produkt des Herbizids Atrazin, Desethylatrazin, 
von dem bei einer Untersuchung des Trink Was- 
sers in 200 baden-württembergischen Gemein- 
den 35 V. H. aller Quellen eine überhöhte Kon- 
zentration festgestellt worden ist, möghcher- 
weise krebserregend ist? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 12. August 1988 

Die in der Frage zitierte Auffassung des baden-württembergischen Land- 
wirtschaftsministers ist von diesem nicht geäußert worden. Eine Einschät- 
zung, Atrazin oder Desethylatrazin sei möglicherweise krebserregend, ist 
von der baden-württembergischen Landesregierung nicht erfolgt. 

Die mit Atrazin durch geführten Studien über mögliche karzinogene Wir- 
kungen an Nagetieren sind der Bundesregierung bekannt. Untersuchun- 
gen, die den geltenden strengen Kriterien einer Kanzerogenitätsprüfung 
genügen, liegen dem Bundesgesundheitsamt für Desethylatrazin nicht 
vor. Desethylatrazin wird beim Abbau von Atrazin auch im Säugetieror- 
ganismus gebildet, so daß seine toxikologischen Wirkungen bisher nur 
als Metabolit von Atrazin in den Tierstudien miterfaßt wurden. 

Nach Angaben des Bundesgesundheitsamtes rechtfertigen die bisher 
vorgelegten Ergebnisse der Untersuchungen an Nagetieren und die 
weiteren bekannten Daten derzeit nicht die Schlußfolgerung, die Sub- 
stanz sei für den Menschen krebserregend. 

Die weitere wissenschaftliche Diskussion und Einschätzung wird mit 
Aufmerksamkeit verfolgt. 

Teilt die Bundesregierung in vollem Umfang und 
ohne Einschränkung die Aussagen des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 20. Juli 1988: „Unser Trinkwasser 
ist, dieses sage ich als Ernährungsminister, das 
bestuntersuchte Lebensmittel und viel besser als 
sein derzeitiger Ruf. Es befinden sich keinesfalls 
Gifte darin. Das Wasser aus dem öffentlichen 
Netz kann daher bedenkenlos getrunken wer- 
den. Spurenstoffe, die im Trinkwasser gefunden 
werden - auch Pflanzenschutzmittelrückstän- 
de- stellen keine gesundheitliche Gefährdung 
dar. Trotzdem ist es wünschens- und erstrebens- 
wert, daß solche Stoffe nicht ins Grund- und 
Trinkwasser gelangen. " ? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 11. August 1988 

Die Bundesregierung teüt die grundsätzliche Auffassung des Bundesmi- 
nisters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 20. Juli 1988. 
Trinkwasser darf nur abgegeben werden, wenn es den strengen Anforde- 
rungen der Trinkwasserverordnung entspricht. Abweichungen von den 
festgelegten Grenzwerten kann die zuständige Behörde nur im Einzelfall 


28. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 
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zulassen, wenn dadurch die menschliche Gesundheit nicht gefährdet 
wird und die Trinkwasserversorgung nicht auf andere Weise mit vertret- 
barem Aufwand sichergestellt werden kann. Pflanzenschutzmittelrück- 
stände, die in einer Reihe von Fällen in Grund- bzw. Rohwassern aufge- 
treten sind, stellen in den nachgewiesenen äußerst geringen Konzentra- 
tionen keine Gesundheitsgefährdung oder -beeinträchtigung dar. Treten 
solche Stoffe in Konzentrationen auf, die den ab dem 1. Oktober 1989 
geltenden Grenzwert überschreiten, wird dies entsprechende Sanie- 
rungsmaßnahmen erforderhch machen. 

Die Qualität des Trinkwassers in der Bundesrepublik Deutschland ist gut. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


29. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 

Zierer schlag, für die Sammler und Restauratoren von 

(CDU/CSU) Oldtimer-Kraftfahrzeugen Wechselkennzeichen 

einzuführen, um ihnen ihr ohnehin teures, aber 
gemeinnütziges Hobby zu erleichtern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. August 1988 

Die Einführung von Wechselkennzeichen für sogenannte Oldtimer- Fahr- 
zeuge wird insbesondere aus folgenden Gründen nicht erwogen: 

- Zur Steuerersparnis für die Halter müßte auch das Kraftfahrzeugsteu- 
ergesetz geändert werden, weü nicht das Kennzeichen, sondern das 
H^ten eines Fahrzeugs besteuert wird. Wegen der zu erwartenden 
Steuerausfälle lehnen jedoch die Länder, denen nach Artikel 106 
Abs. 2 Nr. 3 des Grundgesetzes das Aufkommen aus der Kraftfahr- 
zeugsteuer zusteht, eine solche Änderung ab. 

- Auch den Haftpflichtversicherern würde dadurch, daß nur ein Fahr- 
zeug versicherungspflichtig wäre, ein Einnahmeausfall entstehen. 
Dieser Einnahmeausfall müßte entweder über einen Zuschlag für 
Wechselkennzeichen oder eine allgemeine Anhebung des Beitrags- 
niveaus ausgeglichen werden. 

- Die Zulassung von Wechselkennzeichen könnte auf Dauer nicht auf 
Oldtimer beschränkt werden. Auch von anderen Interessenten müßte 
mit derartigen Forderungen gerechnet werden. 

Die zuständigen Verwaltungsbehörden der Länder (Kraftfahrzeug-Zulas- 
sungsstellen) bemühen sich jedoch, den Haltern von Oldtimer-Fahrzeu- 
gen auf andere Weise - z. B. durch Zuteilung von roten Kennzeichen für 
die Überführung ihres Fahrzeugs zur Teilnahme an Veranstaltungen - 
behilflich zu sein. Unüberwindhche Schwierigkeiten bei dieser Praxis 
sind bisher nicht bekanntgeworden. 


30. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, was am 22. 
Juli 1988 in Bergisch-Gladbach beim Besprühen 
einer Bahntrasse mit Pflanzenbehandlungsmit- 
teln vorgef allen ist (der Kölner Stadtanzeiger be- 
richtete darüber am 23./24. Juli 1988 unter der 
Überschrift „Giftwolke nach Unkrautvernich- 
tung")? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12 , August 1988 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat bestätigt, daß am 22. Juli 1988 auf der 
eingleisigen Nebenbahn Bergisch-Gladbach — Bensberg die für die 
sichere Betriebsabwicklung notwendige Unkrautbekämpfung mit chemi- 
schen Pflanzenbehandlungsmitteln (Herbizide) durchgeführt wurde. Im 
Anschluß an die Ausbringung der Herbizide durch eine Vertragsfirma 
der DB gingen bei der zuständigen Vertragsfirma Beschwerden über 
starke Geruchsbelästigungen und sonstige Beeinträchtigungen ein. 

Das Ordnungsamt der Stadt Bergisch-Gladbach ließ Proben unmittelbar 
aus dem Einsatzfahrzeug entnehmen und untersuchen. Ergebnisse liegen 
nach Mitteüung der DB noch nicht vor. 

Die Bundesregierung wird sich hierzu berichten lassen. 

Die DB betont, daß auch in diesem Fall nur geprüfte, für den Einsatz in 
ihren Gleisanlagen amtlich zugelassene Herbizide angewandt wurden 
und die ungünstige Wetterlage ursächlich für die eingetretenen Belästi- 
gungen war. 


31. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Welche Pflanzenbehandlungsmittel wurden ein- 
gesetzt, gibt es Alternativen dazu, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um ähnlichen 
Vorfällen in Zukunft vorzubeugen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. August 1988 

Nach dem Bericht der Deutschen Bundesbahn (DB) wurden die Herbizide 
Hedonal DP und Anox WF in Kombination verwendet. 

Die DB sieht derzeit zur chemischen Unkrautvernichtung keine anwen- 
dungsfreien Alternativen. Sie wird sicherstellen, daß neben allen sonsti- 
gen Auflagen und Ausbringungsvorschriften künftig auch die Einflüsse 
der tatsächlichen Wetterlage hinreichend berücksichtigt werden. 


32. Abgeordneter Wie stellt sich auf der Basis der geltenden Fi- 

Kretkowski nanzplanung, wonach nach dem Bundesver- 

(SPD) kehrswegeplan 1985 für das Schienennetz der 

Deutschen Bundesbahn für 1986 bis 1995 rund 
35 Milliarden DM oder 27,8 v. H. vorgesehen 
waren, das Investitionsniveau und die -Struktur 
für die einzelnen Verkehrsbereiche dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. August 1988 

Auf der Grundlage des geltenden Finanzplans und unter der Annahme, 
daß die Investitionen in den Jahren 1993 bis 1995 genauso hoch sind wie 
im Jahre 1992, ergeben sich für die Investitionszuschüsse an die Deutsche 
Bundesbahn und für die übrigen Verkehrsbereiche die folgenden Sum- 
men und Anteile für den Zeitraum 1986 bis 1995: 


37,16 Mrd. DM (29,5%) 
27,33 Mrd. DM (21,7%) 


Schienennetz der Deutschen Bundesbahn 
(ohne Zuschüsse nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 

Neu- und Ausbaumaßnahmen an 
Bundesfernstraßen (Hauptbautitel) 
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Erhaltung und Ausbau 
von Bundesfernstraßen 

23,18 Mrd. DM 

(18,4 %) 

Bundeswasserstraßen* ) 

8,02 Mrd. DM 

(6,4 %) 

Luftfahrt 

2,69 Mrd. DM 

(2,1 %) 

GVFG-Finanzhilfen für den 
öffentlichen Personennahverkehr 

13,39 Mrd. DM 

(10,6%) 

GVFG-Finanzhilfen für den 
kommunalen Straßenbau 

12,80 Mrd. DM 

(10,1 %) 

Übrige Bereiche 

1,59 Mrd. DM 

(1,3%) 

*) ohne Bauleitungskosten 




33. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesverkehrswegeplan 

Kretkowski 1985 nicht - wie vorgesehen - 1990 fortgeschrie- 

(SPD) ben wird, und wenn ja, welche Gründe sind für 

diese Entscheidung maßgebend? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. August 1988 

Die seit der Verabschiedung des Bundesverkehrswegeplans 1985 beob- 
achtete Verkehrsentwicklung hat die Notwendigkeit der als vordringhch 
eingestuften Projekte in den wesenthchen Elementen bestätigt. Zur Aus- 
füllung der aus heutiger Sicht verfügbaren Finanzmittel reicht der Plan- 
ungsvorrat des Vordringhchen Bedarfs bis über das Jahr 2000. Der 
Bundesminister für Verkehr sieht deshalb zur Zeit keine Notwendigkeit 
für eine Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans bis zum Jahr 
1990. Er wird die Verkehrsentwicklung weiterhin beobachten und even- 
tuell notwendige Konsequenzen in bezug auf eine Anpassung des Plans 
Vorschlägen. 

34. Abgeordneter Liegen dem Bundesminister für Verkehr neue 

Kretkowski Erkenntnisse über die langfristige Entwicklung 

(SPD) des Personen- und Güterverkehrs vor, und wel- 

che Schlußfolgerungen ergeben sich daraus für 
die Aktualisierung des Bundesverkehrswege- 
plans 1985? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. August 1988 

Der Bundesminister für Verkehr hat eine Fortschreibung der Prognosen 
des Personen- und Güterverkehrs in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse 
werden zu Anfang des Jahres 1989 erwartet. 


Welche Bundesbahnstrecken sollen zum Fahr- 
planwechsel im Winter 1988/89 für den Reise- 
zugbetrieb stillgelegt werden, und welche Bahn- 
höfe bzw. Haltepunkte der Deutschen Bundes- 
bahn sollen zum Fahrplanwechsel im Winter 
1988/89 für den Reisezugbetrieb geschlossen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Nach den Angaben der Deutschen Bundesbahn ist vorgesehen, zum 
Fahrplanwechsel am 25. September 1988 den Schienenpersonennahver- 
kehr auf der Strecke Wittlich — Wittlich Hauptbahnhof (ehemals Wenge- 
rohr) auf Busbedienung umzustellen. 


35. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 
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Die nachfolgend aufgeführten Bahnhöfe bzw. Haltepunkte sollen ab 
25. September 1988 für den Reisezugbetrieb geschlossen werden (in 
Klammern ist die jeweilige Kursbuchstrecke angegeben); 

Oldentrup (204), Hillegossen (204), Lembruch (100), Bremerhaven — 
Speckenbüttel (214), Hockeln (240), Schlewecke (241), Badbergen (275), 
Nellinghof (276), Seußen (840), Arzberg (840). 


36. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie viele Reisezüge sollen zum Fahrplanwechsel 
im Winter 1988/89 werktags außer samstags, 
samstags bzw. sonntags auf dem gesamten Bun- 
desbahnnetz entfallen, und auf welchen Bundes- 
bahnstrecken soll das Reisezugangebot (Anzahl 
der Züge) zum Fahrplanwechsel im Winter 1988/ 
89 an einzelnen Wochentagen eingestellt bzw. 
vermindert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Die von Ihnen gewünschte Zusammenstellung der Anzahl der zum Win- 
terfahrplan 1988/89 entfallenden Reisezüge, bezogen auf das Gesamt- 
netz und auf die jeweiligen Einzelstrecken, kann die Deutsche Bundes- 
bahn (DB) in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht ermitteln. 
Sie benötigt für die Erfassungen bei den Bundesbahndirektionen und 
anschließende Zusammenstellung der Angaben voraussichüich vier 
Wochen. Ich werde Ihnen die gewünschte Auskunft erteüen, sobald mir 
die Angaben der DB vorhegen. 


37. Abgeordnete 

Frau 

Brahmst-Rock 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Bahnstrecken sollen zum Fahrplanwech- 
sel Winter 1988/89 für den Güterzugbetrieb still- 
gelegt werden, und welche Tarif punkte für den 
Schienengüterverkehr sollen zum Fahrplan- 
wechsel Winter 1988/89 für den Güterzugbetrieb 
aufgelöst werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Nach den Angaben der Deutschen Bundesbahn (DB) ist vorgesehen, zum 
Fahrplanwechsel am 25. September 1988 den Güterzugbetrieb auf dem 
Streckenabschnitt Wolsfeld — Irrel der Nebenbahn Bitburg— Irrel einzu- 
stellen. 

Die von Ihnen gewünschte Zusammenstellung der Tarif punkte, die zum 
Fahrplanwechsel Winter 1988/89 aufgelöst werden soUen, kann die DB in 
der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht ermitteln. Sie benötigt 
für die Erfassungen bei den Bundesbahndirektionen und anschließende 
Zusammenstellung der Angaben voraussichtlich vier Wochen. Ich werde 
Ihnen die gewünschte Auskunft erteilen, sobald mir die Angaben der DB 
vorliegen. 


38. Abgeordnete 

Frau 

Brahmst-Rock 

(DIE GRÜNEN) 


Für welche Bundesbahnstrecken läuft derzeit 
das Verfahren nach § 44 bzw. § 14 Abs. 3 Bun- 
desbahngesetz zur Einstellung des Schienenper- 
sonenverkehrs, und wann ist bei diesen Verfah- 
ren mit einer Entscheidung des Bundesministe- 
riums für Verkehr zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Für die nachfolgend aufgeführten Bundesbahnstrecken ist ein Verfahren 
nach dem Bundesbahngesetz zur Umstellung des Reisezugbetriebes auf 
Busbedienung eingeleitet, ein Antrag des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn (DB) ist dem Bundesminister für Verkehr aber noch nicht 
vorgelegt worden: 

Waldenburg — Forchtenberg, Göppingen — Boll, Cham — Kötzting, Del- 
menhorst — Hesepe, Letmathe — Menden, Xanten — Kleve, Mettmann — 
Wuppertal- Wichlinghausen, Wuppertal- Vohwinkel — Wuppertal- Varres- 
beck, Engers — Siershahn, Gerolstein — Mayen West, ? Kaiserslau- 
tern Hauptbahnhof — Lauterecken- Gnunbach, Schwarzenacker — Einöd, 
Bayreuth — Warmensteinach, Ebersberg — Wasserburg Stadt, Nürnberg 
Nordost — Gräfenberg, München-Moosach — München Olympiastadion, 
Derneburg — Seesen, Rahden — Bassum, Soltau (Han) — Buchholz (Nord- 
heide), Großdüngen — Bodenburg, Seesen — Herzberg (Harz). 

Zu folgenden Strecken, für die ein Verfahren nach dem Bundesbahnge- 
setz zur Umstellung des Reisezugbetriebes auf Busbedienung eingeleitet 
ist, liegt dem Bundesminister für Verkehr ein Antrag des Vorstandes der 
DB vor; die Prüfung dieser Anträge dauert noch an: 

Gesseltshausen — Markt Wald, Bad Neustadt (Saale) — Bischofsheim 
(Rhön), Wiesau — Tirschenreuth, Usingen — Grävenwiesbach, Kaarst — 
Neuss, Wuppertal-Elberfeld — Wuppertal- Cronenberg, Heide — Neu- 
münster, Bad Oldesloe — Bad Segeberg. 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die 
Gütertransporte auf dem erst vor kurzem einge- 
weihten Streckenabschnitt Fulda — Würzburg 
der Schnellbahnstrecke der Deutschen Bundes- 
bahn durch den auf den Hochbrücken auftreten- 
den Wind so behindert wurden, daß schon meh- 
rere Umleitungen auf die alte Strecke vorgenom- 
men werden mußten, und wie soll gegebenen- 
falls die Sicherheit des Verkehrs auf der Schnell- 
bahnstrecke unter diesem Gesichtspunkt langfri- 
stig gewährleistet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Es trifft zu, daß seit Inbetriebnahme der Schnellfahrstrecke Fulda — 
Würzburg der Güterverkehr wegen „Windwarnung" an bislang drei- 
zehn Tagen vorsorglich über die alte Strecke umgeleitet wurde. Die 
Deutsche Bundesbahn (DB) hat auf der Vogelfluglinie (Fehmarnsund- 
Brücke) schon immer ab Windstärke 10 Containertransporte von der 
Beförderung ausgeschlossen, weil sich ab Windstärke 10 leere Container 
lösen können, wenn sie auf normalen Flachwagen ohne Verankerungs- 
möghchkeit verladen sind. Auf dem Schnellfahrabschnitt Fulda — Würz- 
burg gibt es zwei Talbrücken, bei denen vergleichbare Windstärken 
auftreten. Die DB hat inzwischen an diesen Talbrücken Windmeßanlagen 
installiert, die die örtlichen Verhältnisse unmittelbar auswerten. 

Da bislang noch keine Möglichkeit bestand, zeitgerecht festzustellen, ob 
sich in den Güterzügen derartige Wagen mit „kritischer" Beladung 
befinden, wurde bei entsprechender Windwarnung zunächst vorsorglich 
der gesamte Güterverkehr umgeleitet. Künftig wird das „Fahrzeug-Infor- 
mations- System" durch ein spezielles. Programm die Transportdaten der 
Güterzüge auswerten. Dadurch können dann Wagen mit leeren Contai- 
nern besonders gekennzeichnet und vorab aussortiert werden. 


39. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 
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40. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Welche Gründe haben den Bundesminister für 
Verkehr veranlaßt, Stellungnahmen der Bundes- 
anstalt für Flugsicherheit und des Flugkoordina- 
tors zur geplanten Kampfhubschrauberstationie- 
rung in Wiesbaden-Erbenheim zurückzuziehen 
(Wiesbadener Presse vom 4. August 1988)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. August 1988 

Die Äußerungen der Bundesanstalt für Flugsicherung vom 10. Mai 1988 
und des Flugplankoordinators vom 24. Juni 1988 standen mit der durch 
den Bundesminister der Verteidigung am 13. Mai 1988 für den Bund 
abgegebenen Stellungnahme und den zwischenzeiüich getroffenen Maß- 
nahmen nicht in Einklang. 

In der Stellungnahme des Bundes wurden die Belange des Flügbetriebes 
am Flughafen Frankfurt/Main und die militärischen Erfordernisse gegen- 
einander abgewogen. Diese Stellungnahme berücksichtigte die Ergeb- 
nisse eines Feldversuches, die zu einer Vereinbarung mit den US-Streit- 
kräften über eine Begrenzung der Instrumentenflüge am Flughafen 
Wiesbaden-Erbenheim zugunsten des Flughafens Frankfurt/Main führ- 
ten. Zwischenzeitliche Überschreitungen der vereinbarten Grenzwerte 
wurden durch einen Schriftwechsel mit dem Hauptquartier des US- 
Heeres abgestellt. Die eingangs genannten Äußerungen waren somit 
überholt, weil sie die neuen Begrenzungsmaßnahmen nicht berücksich- 
tigten. 


41. Äbgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Stellungnah- 
men der Öffentlichkeit bzw. dem Deutschen 
Bundestag und seinem zuständigen Ausschuß 
vorzulegen, damit sich die Abgeordneten und 
auch die Bevölkerung ein eigenes Urteil bilden 
können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. August 1988 

Die Presseberichterstattung zeigt, daß die Äußerungen der Bundesanstalt 
für Flugsicherung und des Flugplankoordinators der Öffentlichkeit 
bereits zugänglich sind. Beide Äußerungen sind ferner in die Stellung- 
nahme der Hessischen Staatskanzlei vom 9. August 1988 gegenüber dem 
Bundesminister der Verteidigung eingegangen. Die Bundesregierung 
sieht daher zur Zeit keinen weiteren Unterrichtungsbedarf. 


42. Abgeordnete 

Frau 

Ganseforth 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um auf die Deutsche Bundesbahn (DB) 
(Bundesbahndirektion Hannover) einzuwirken, 
daß der Stadt Lehrte die Möglichkeit einer 
Durchbindung der Poststraße nach Norden zur 
B 443 hin (auf dem Gelände der DB) gestattet 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn (DB) plant die Stadt Lehrte, 
die Poststraße zur B 443 zu verlängern. Das setzt die Inanspruchnahme 
von Grundstücksflächen der DB an der Ostseite der Eisenbahnstrecke 
von Lehrte nach Celle voraus. Wegen einer Überlassung der Grund- 
stücksflächen wurden zwar zwischen Stadt und Bahn Vorgespräche 
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geführt, ein offizieller Antrag bzw. eine Planung der Stadt Lehrte liegen 
der zuständigen Bundesbahndirektion Hannover bisher jedoch noch 
nicht vor. 


43. Abgeordnete 

Frau 

Ganseforth 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls 
eigene Initiativen für diese für die Stadt Lehrte 
sehr verkehrsentlastende Maßnahme zu er- 
greifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Die Poststraße ist eine kommunale Straße. Initiativen für bauliche Maß- 
nahmen können daher nur von der Stadt Lehrte als Baulastträger aus- 
gehen. 

44. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Unfallquote mit tödhchem 

Dr. Jobst Ausgang auf den Transitautobahnen in der 

(CDU/CSU) DDR, auf denen nur Tempo 100 erlaubt ist, ver- 

gleichsweise höher ist als auf den Autobahnen 
der Bundesrepublik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen ist die Zahl 
der Unfälle mit tödlichem Ausgang auf den Transitautobahnen von und 
nach Berhn (West) im Vergleich zu den Gesamtunfallzahlen höher als auf 
den Autobahnen im Bundesgebiet. 


45. Abgeordneter Gibt es Erkenntnisse über die Ursachen dieses 

Dr. Jobst Umstandes und trifft es zu, daß das Tempo-Limit 

(CDU/CSU) von 100 km/h eine Rolle spielt, weil Autofahrer 

dabei schneller ermüden und beim Fahren nach- 
lässiger werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1988 

Erkenntnisse über Ursachen dieser höheren Unfallquote liegen der Bun- 
desregierung nicht vor. Zu einer von der Bundesregierung mehrfach 
vorgeschlagenen gemeinsamen Untersuchung der Ursachen von Ver- 
kehrsunfällen auf den Transitautobahnen von und nach Berlin (West) hat 
sich die DDR bisher nicht bereit gefunden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


46. Abgeordneter / 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, nach dem Vor- 
bild der Nordseekonferenz eine internationale 
Alpenschutzkonferenz mit dem Ziel einer inter- 
nationalen Alpenschutzkonvention anzustreben, 
und falls ja, was hat sie bisher in dieser Richtung 
unternommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 12. August 1988 

Die Bundesregierung hat sich auf die Große Anfrage von Abgeordneten 
der SPD „ökologische und ökonomische Situation im deutschen Alpen- 
raum" - Drucksache 10/3993 (neu) - und zu dem Antrag der SPD- 
Fraktion „ökologische und ökonomische Situation im deutschen Alpen- 
raum" (Drucksache 10/5872) zur Frage nach der Notwendigkeit zusätzli- 
cher Maßnahmen der Bundesregierung zum Schutz der Alpen geäußert. 
Sie hat dabei festgestellt, daß im Hinbhck auf die umfangreichen Maß- 
nahmen des Bundes und des Landes Bayern eine Notwendigkeit für neue 
internationale Gremien zum Schutz der Alpen nicht gesehen werde. 

Die Bundesregierung überprüft diese Position im Hinbhck auf möghche 
neue Entwicklungen, die ein international abgestimmtes Vorgehen zum 
Schutz der Alpen veranlassen könnten. Sie berücksichtigt dabei insbe- 
sondere die Entschließung des Europäischen Parlaments „Zur Konven- 
tion zum Schutz des Alpenraumes" vom 17. Mai 1988 sowie die „Lin- 
dauer Erklärung zur Umweltpohtik im Alpenraum" vom 25. Juni 1988, 
die von einer internationalen Expertenkonferenz beschlossen worden ist. 
Hierzu hat die Bundesregierung auch Kontakte mit dem Freistaat Bayern 
aufgenommen, der die Bundesrepublik Deutschland in der Arbeitsge- 
meinschaft Alpenländer vertritt. 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
treffen, um dem neuerhch zunehmenden „Ver- 
packungswahn in Plastik", der erneut zu einem 
Überquellen kommunaler Müllberge führt, zu 
begegnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. August 1988 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat 
am 13. Juli 1988 mit den beteiligten Bundesressorts Einvernehmen über 
den Entwurf einer Verordnung über die Rücknahme und Pfanderhebung 
von Getränkeverpackungen aus Kunststoffen erzielt. Das Bundeskabinett 
wird sich unmittelbar nach der Sommerpause mit der Verordnung be- 
fassen. 

Der Verordnungsentwurf sieht vor, daß Getränke in Kunststoffverpak- 
kungen künftig nur in Verkehr gebracht werden dürfen, wenn die leeren 
Behältnisse vom Handel und Abfüller zurückgenommen und einer Ver- 
wertung außerhalb der Abfallentsorgung zugeführt werden. Ein Pfand 
von 50 Pfennig soll eine hohe Rücklaufquote gewährleisten. Das Pfand ist 
erstmals vom Abfüller oder Importeur bei Abgabe an den Handel zu 
erheben und durchläuft alle Handelsstufen bis zur Abgabe an den End- 
verbraucher. Dieser hat gegenüber jedem Verkäufer, der Getränke in 
Kunststoffverpackungen gleicher Art, Form und Größe führt, einen 
Anspruch auf Annahme des Leergutes und Auszahlung des Pfandgeldes. 
Der Verkäufer hat denselben Anspruch gegenüber dem Abfüller und 
Vertreiber. 

Die Verordnung wird sicherstellen, daß es zu keinem Überquellen kom- 
munaler Müllberge durch die jetzt auf den Markt drängenden neuen 
Getränkeverpackungen aus Kunststoffen kommen wird. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird 
im Herbst dieses Jahres ferner den Entwurf einer Zielvorgabe für sonstige 
Kunststoffverpackungen vorlegen, die heute insbesondere zur Verpak- 
kung von Massenkosumgütern üblich sind. Mit ihr wird eine Vereinheitli- 
chung der eingesetzten Kunststoffe und eine Kennzeichnung der Pack- 
mittel angestrebt, um ein Recycling zu ermöglichen. 


47. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 
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48. 


Abgeordneter 

Zierer 


(CDU/CSU) 


Was hält die Bundesregierung von dem Vor- 
schlag, zur Vermeidung von Umweltschäden an 
der Quelle für jedes zum Handel zugelassene 
Produkt in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Umwelt-Unbedenklichkeitsbescheinigung vor- 
zuschreiben und dafür eine Zulassungsnummer 
zu vergeben? 


49. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 11. August 1988 

Die vorhegenden Fragen greifen FragesteUungen auf, die als Petitions - 
schreiben an Mitgheder des Deutschen Bundestages gerichtet und am 
8. Juli 1988 auch vom Abgeordneten Dr. Holtz angesprochen wurden. Die 
Bundesregierung hat hierzu in Drucksache 11/2699, S. 37, ausgeführt, 
daß sie die Zielsetzung begrüßt, Produkte verstärkt hinsichtlich ihrer 
Umweltauswirkungen zu bewerten und hierbei in besonderem Maße auf 
die Wiederverwertbarkeit abzustellen. 

Der Vorschlag, dieses Ziel über eine generelle staathche Zulassung und 
eine Art Produktsteuer zu erreichen, ist weder zweckmäßig noch prakti- 
kabel. Er begegnet zudem rechtlichen Bedenken. Angesichts der sehr 
breiten Produktpalette, der raschen Innovation bei Produkten und der 
engen Verflechtung des internationalen Warenaustausches würde der 
Vorschlag nicht nur auf eine vollständige staathche Marktüberwachung 
hinauslaufen, wie sie in westhchen Ländern ohne Beispiel wäre, er würde 
darüber hinaus auch zu Handelshemmnissen und Marktverwerfungen 
führen. 

Angesichts dieser Situation haben alle Industriestaaten einen anderen 
Weg eingeschlagen: Als gefährhch erkannte Stoffe sind als solche zu 
kennzeichnen. Diese Regelung gilt EG-weit. Sie ist soeben durch eine 
EG-Richtlinie zur Kennzeichnung gefährücher Zubereitungen erweitert 
worden. Damit ist sichergestellt, daß auch der Verbraucher Informationen 
über eine entsprechende Kennzeichnung erhält. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß darüber hinaus die vom Deut- 
schen Bundestag im neuen Abfallgesetz (AbfG) vorgesehenen Instru- 
mente geeignet sind, zur Vermeidung und Verringerung von Abfällen 
beizutragen. § 14 Abs. 1 AbfG räumt zur Vermeidung oder Verringerung 
schädlicher Stoffe in Produkten/Abfällen durch Rechtsverordnungen fol- 
gende Möglichkeiten ein: 


Was hält die Bundesregierung von dem Vor- 
schlag, zur Verbraucheraufklärun^ im Zusam- 
menhang mit dieser Zulassungsnummer einen 
angenommenen Kostensatz anzugeben, der in 
etwa den geschätzten Kosten einer gefahrlosen 
Beseitigung/Wiederaufbereitung des verbrauch- 
ten Produkts/seiner Abfallstoffe entspricht? 


Was hält die Bundesregierung von dem Vor- 
schlag, für besonders schädhche/gefährhche 
Produkte, zusammengefaßt nach Schädigungs-/ 
Gefährdungsklassen, eine Abgabe in Höhe des 
oben genannten Kostensatzes zu erheben und 
damit zweckgebunden Bau und Betrieb von 
Müll- und Sondermüllbeseitigungsanlagen, 
Klärwerken und Wiederaufbereitungs-ZWieder- 
verwertungseinrichtungen zu fördern? 
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- Kennzeichnungspflichten, die insbesondere auf die Notwendigkeit 
einer Rückgabe oder auf die abfalltechnische Zuordnung hinweisen; 

- Pflicht zur getrennten Entsorgung; 

- Vertreiber bestimmter Erzeugnisse können verpflichtet werden, eine 
Rückgabemöglichkeit zu eröffnen, wobei als Anreiz für den Verbrau- 
cher eine Pfandpflicht auf erlegt werden kann; 

- die Beschaffenheit bestimmter Erzeugnisse kann vorgeschrieben wer- 
den; die Verwendung kann eingeschränkt oder untersagt werden, 
wenn die ordnungsgemäße Entsorgung nicht oder nur mit unverhält- 
nismäßig hohen Kosten gewährleistet ist. 

Von diesen Instrumenten hat die Bundesregierung erstmalig bei Erlaß 
der Altölverordnung vom 27. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2335) Gebrauch 
gemacht. 

Entsprechende Regelungen wird die Bundesregierung in Kürze in einer 
Verordnung über die Entsorgung gebrauchter halogenierter Kohlenwas- 
serstoffe treffen. 

Die Batterieindustrie wird Ende August 1988 eine freiwillige Selbstbin- 
dung zur Kennzeichnung schadstoffhaltiger Geräte-Batterien unterzeich- 
nen, die eine Kennzeichnungsverordnung für Geräte-Batterien entbehr- 
hch macht. 

Der Gesetzgeber hat die Erhebung von Abgaben bei den Baratungen 
zum neuen Abfallgesetz geprüft und u. a. aus steuerpolitischen, steuersy- 
stematischen, finanzpolitischen und EG -rechtlichen Gründen nicht vor- 
gesehen. 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche Men- 
gen an chlorkohlenwasserstoffhaltigen Abbei- 
zern (Methylenchlorid und Dichlormethan) pro 
Jahr in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
braucht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 12. August 1988 

Methylenchlorid und Dichlormethan sind Synonyme für denselben Stoff. 
Der Bundesregierung liegen keine genauen Zahlen über die jährliche 
Verbrauchsmenge dichlormethanhaltiger Abbeizer vor, da Abbeizer vom 
Statistischen Bundesamt nicht gesondert erfaßt werden. Das Umweltbun- 
desamt schätzt den Verbrauch auf deutlich über 10 000 Tonnen pro Jahr. 

Nach der Studie „CKW-LösemitteT' des Verbandes der Chemischen 
Industrie e. V. hatte der Inlandsmarkt für Dichlormethan im Jahr 1986 ein 
Volumen von 60 000 Tonnen bis 70 000 Tonnen. Davon entfallen auf die 
Verwendung als Abbeizmittel ca. 9 000 Tonnen (etwa 15%). Für den 
Heimwerkerbereich und den handwerklichen Kleinverbrauch wurde von 
der Industrie für 1982 ein Verbrauch von ca. 6 000 Tonnen angegeben. 
Die Gesamtproduktion von Dichlormethan in Westeuropa wird für 1984 
mit ca. 300 000 Tonnen angegeben. 

Ausgehend von den bisher zu verzeichnenden stetig sinkenden Ver- 
brauchsmengen der wichtigsten Chlorkohlenwasserstoffe kann bei 
unveränderter Verbrauchsstruktur für Dichlormethan mit einem Rück- 
gang des Verbrauchs in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 
1990 auf 35 000 Tonnen bis 40 000 Tonnen gerechnet werden. 


51. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 
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52. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Verwendungsbe- 
schränkungen von chlorkohlenwasserstoffhalti- 
gen Abbeizern zu erlassen, damit sich umwelt- 
freundlichere Alternativprodukte rascher durch- 
setzen können, wie dies in der Schweiz bereits 
praktiziert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 12. August 1988 

Angesichts der im Vergleich zur Gesamtmenge relativ geringen Ver- 
brauchsmenge an Dichlormethan in Abbeizern beabsichtigt die Bundes- 
regierung derzeit nicht, Verwendungsbeschränkungen für dichlorme- 
thanhaltige Abbeizer zu erlassen. Die erforderliche Umsetzung einer 
derartigen Rechtsverordnung auf EG-Ebene (Notifizierung) würde dar- 
über hinaus nach den bisherigen Erfahrungen zeitraubend und wenig 
erfolgversprechend sein, da mit Vorbehalten der EG-Kommission und 
anderer Mitgliedstaaten wegen möglicher Handelshemmnisse zu rech- 
nen ist. 

Auch dichlormethanfreie Abbeizer sind nicht ohne Probleme; diese 
Abbeizer verringern zwar die direkte Lösemittelbelastung durch Inhala- 
tion bei den Anwendern, sind aber in der Regel brennbar. Dies kann bei 
großflächiger Anwendung problematisch sein. Durch Abbeizer werden 
Luft und Wasser in jedem Fall mit Lösemitteln belastet. Umweltfreundli- 
che chemische Altemativprodukte sind derzeit nicht verfügbar. Die Jury 
Umweltzeichen hat deshalb auf die Vergabe des Umweltzeichens für 
Abbeizer verzichtet. 

Bei der Suche nach Alternativen muß daher auch die Verwendung 
lösemittelfreier Verfahren wie Heißluft, Hochdruckwasserstrahlen, 
Feuchtstrahlen mit geprüft werden. 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne des 

Hiller hessischen Umweltministers, Weimar, das hessi- 

(Lübeck) sehe Abfallgesetz dahin gehend zu ändern, daß 

(SPD) Hausmüll zukünftig teilweise in die DDR expor- 

tiert werden soll, und sieht die Bundesregierung 
darin einen Widerspruch zu den Ankündigun- 
gen von Bundesumweltminister Dr. Töpfer im 
schleswig-holsteinischen Wahlkampf, den 
„Mülltourismus" nach Schönberg endlich zu 
beenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 15. August 1988 

Die Bundesregierung bedauert die Tatsache, daß die hessische Landesre- 
gierung gezwungen ist, Hausmüll und hausmüllähnliche Abfälle in gro- 
ßem Umfang außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu entsorgen. 
Die grundsätzliche Auffassung der Bundesregierung, daß der „Mülltou- 
rismus" auch zur Deponie Schönberg baldmöglichst beendet werden soll, 
besteht unverändert weiter. 

Die Bundesregierung hat jedoch keinerlei Möglichkeiten, den Bau und 
der Zulassung von Abfallentsorgungsanlagen in Hessen zu beschleuni- 
gen. Sie weist darauf hin, daß auch die hessische Landesregierung in der 
Maßnahme nur eine Übergangslösung als Ausweg aus einem akuten 
Entsorgungsnotstand in Hessen sieht. 
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54. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Eignung 
der Trinkwasserverordnung als Maßstab für die 
Güte des Badewassers an Nord- und Ostsee? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 17. August 1988 

Ohne jeden Zweifel ist Wasser, das Trinkwasserqualität hat, als Badewas- 
ser hoher Gütß anzusehen. Daraus ist jedoch nicht der Schluß zu ziehen, 
daß die Trinkwasserverordnung als Maßstab für die Güte der Badege- 
wässer herangezogen werden sollte. 

Badegewässer und Trinkwasser sind entsprechend ihrer Nutzung und 
ihrer Herkunft unterschiedlich zu beurteilen. Trinkwasser muß höheren 
Anforderungen unterliegen, da der Mensch lebenslang täglich etwa 2 bis 
3 Liter auf nimmt. Insofern unterscheiden sich auch wesentlich die Quali- 
tätsanfordemngen der EG-Richtlinie über die Qualität der Badegewäs- 
ser (76/160/EWG vom 8. Dezember 1975) und der Richtlinie über die 
Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (EG-Trinkwasser- 
richtlinie 80/778/EWG vom 15. Juli 1980). Beide Richtlinien sind von den 
Mitgliedstaaten der EG in nationales Recht umgesetzt worden. 

Zur Trinkwasserversorgung wird überwiegend Grundwasser gewonnen 
das von anthropogenen Verunreinigungen frei sein soll. Hinzu kommt, 
daß an Trinkwasser, stärker noch als an Badegewässer, ästhetisch-hygie- 
nische Qualitätskriterien gestellt werden. Des weiteren spielen 
geschmackliche Gesichtspunkte eine Rolle. 

Meerwasser enthält demgegenüber natürlicherweise erhöhte Konzentra- 
tionen an bestimmten anorganischen Stoffen wie Kochsalz, die seiner 
Nutzung als Trinkwasser und damit einer Anwendung der Trinkwasser- 
verordnung entgegenstehen. 

Es wäre unrealistisch, an Badegewässer die gleichen Anforderungen wie 
an Trinkwasser zu stellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technoiogie 


55. Abgeordneter 

Seidenthal 

(SPD) 


Unter welchen Kriterien fördert die Bundesregie- 
rung im Rahmen der Projektförderung im FuE- 
Bereich Neu- und Umbaumaßnahmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ziller 
vom 16. August 1988 

Die allgemeinen Regeln für die Ermittlung zuwendungsfähiger Kosten 
bei Forschungs- und Entwicklungsprojekten sehen keine besonderen 
Kriterien für Neu- oder Umbaumaßnahmen vor. Die Förderungswürdig- 
keit eines Projektes ist vielmehr nach thematisch-inhaltlichen Maßstäben 
des jeweiligen Fördergebietes zu beurteilen. 

Wenn nun ein vom Inhalt und Ziel förderungswürdiges Projekt als FuE- 
bedingten Aufwand Baumaßnahmen miterfordert, werden deren Kosten 
im Endeffekt in Höhe der Abschreibungen in die abrechenbaren Projekt- 
kosten einfließen. Diese Kosten werden bezuschußt. 
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56. Abgeordneter 

Seidenthal 


(SPD) 


In welchen vom Bundesministerium für For- 
schung und Technologie geförderten Vorhaben 
(nur Projektförderung) wurden in den letzten, 
fünf Jahren Neu- bzw. Umbaumaßnahmen bezu- 
schußt, aufgegliedert nach Programm, Haus- 
haltsjahr und Volumen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ziller 
vom 16. August 1988 

Eine listenmäßige Erfassung über eventuell in Projektkosten enthaltene 
Anteile für Neu- oder Umbaumaßnahmen wird nicht vorgenommen. Ich 
bitte um Verständnis, daß ich diese Frage daher nicht beantworten kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung 
und Wissenschaft 


57. Abgeordneter Wie lange ist die Bearbeitungsdauer bei Anträ- 

Rixe gen auf Förderung überbetrieblicher Berufsbil- 

(SPD) dungsstätten für die Antragsteller bis zur An- 

tragstellung bzw. für das Bundesinstitut für Be- 
rufsbüdung (BIBB) für Prüfung und Mittelbewil- 
ligung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Das Förderungs verfahren beginnt mit einer Anzeige des Antragstellers 
an alle Zuwendungsgeber, daß er die Errichtung einer überbetrieblichen 
Ausbildungsstätte plane. Dem Antragsteller wird daraufhin ein Berater 
zur Seite gestellt, der die Vorstellungen des Antragstellers auf zuwen- 
dungsfähige Inhalte lenken kann. Dies ermöglicht eine „stufenweise" 
Antragstellung in der Weise, daß Fragen des Bedarfs, der Standortwahl, 
der Größe, des Einzugsbereichs, der Eignung des Grundstücks, der Aus- 
lastung, der Kooperation des Trägers mit anderen Trägern, der Inhalte 
der Ausbüdung und des Raumprogramms entschieden werden können, 
bevor der Träger mit der Umsetzung in konkrete Bauplanungen beginnt. 
Die sich anschließende baufachliche Prüfung wird im Zuständigkeitsbe- 
reich der Länder und des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau vorgenommen. Liegen entscheidungsreife Unterlagen 
vollständig vor, wird für eine abschheßende Prüfung und Entscheidung 
ein Zeitraum von durchschnittlich zwei Monaten benötigt. 

Die Zeit von der Anzeige bis zur Bewilligung ist in jedem Einzelfall 
unterschiedlich und hängt in entscheidendem Maße von den Zuarbeiten 
des Trägers und anderer Verwaltungen ab; im Durchschnitt sind acht- 
zehn Monate anzusetzen. Die Bearbeitungszeit wird sich nach den Ent- 
scheidungen zum Haushalt 1989 wieder beschleunigen. 


58. Abgeordneter 

Rixe 


(SPD) 


Ist vom zeitlichen Ablauf der Antragstellung und 
-bewilligung sowie von der personellen Ausstat- 
tung des Bundesinstituts für Berufsbildung ge- 
währleistet, daß die Mittel von 100 Millionen DM 
in 1989 vollständig vergeben werden können? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung wird alle Anstrengungen unterneh- 
men, das von Ihnen beschriebene Ziel zu erreichen. 


59. Abgeordneter Ist vorgesehen, Anträge auf Förderung über- 

Rixe trieblicher Berufsbüdungsstätten aus dem An- 

(SPD) tragsvolumen 1988 von weit über 200 Mülionen 

DM im Haushaltsjahr 1989 zu übernehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Ihre Frage betrifft den Inhalt der Konzeption, die als Bericht dem Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages noch in diesem Monat zugeleitet 
wird. Ich beabsichtige, diesen Bericht unmittelbar nach Übersendung an 
den Präsidenten des Deutschen Bundestages auch den Mitgliedern des 
Ausschusses für. Bildung und Wissenschaft zur Kenntnis zu bringen. 


In welchem Stadium der Erstellung befindet sich 
das Konzept für überbetriebliche Berufsbil- 
dungsstätten, und wird es so rechtzeitig fertig, 
daß die wegen des fehlenden Konzeptes vom 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
gesperrten 5 Millionen DM für 1988 noch freige- 
geben und vergeben werden können und nicht 
verfallen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Die Konzeption ist mit allen Ressorts abgestimmt und wird dem Bundes- 
kabinett zur Beschlußfassung vorgelegt. Sie wird dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages und dem Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages noch im August 1988 zugeleitet. 


60. Abgeordnete 

Frau 

Odendahl 

(SPD) 


61. Abgeordnete 

Frau 

Odendahl 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Ihre weitere Frage betrifft den Inhalt der Konzeption. Ich bitte um Ver- 
ständnis, daß ich die Beantwortung zurückstellen möchte, bis der Bericht 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages zugegangen ist. Es ist 
vorgesehen, diesen Bericht unmittelbar danach auch den Mitgliedern des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft zuzuleiten. 

62. Abgeordneter Welche Auswirkungen wird die Finanzierungs- 

Kastning regelung für die Förderung überbetrieblicher 

(SPD) Berufsbildungsstätten durch Bund, Bundeslän- 

der, Bundesanstalt für Arbeit und Antragsteller 
(Träger) auf die Verteilung der Antragstellung 


Wie wird die Finanzierungsregelung der Förde- 
rung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten 
durch Bund, Bundesländer, Bundesanstalt für 
Arbeit und Antragsteller (Träger) im Konzept der 
Bundesregierung aussehen? 
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und die Ausstattung der überbetrieblichen Be- 
rufsbildungsstätten haben unter besonderer Be- 
rücksichtigung von Struktur- und finanzschwa- 
chen Regionen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Die Finanzierungsregelung wird auf die Verteilung der Antragstellung 
keine Auswirkungen haben. Wie bisher wird in jedem Einzelfall eine mit 
allen Zuwendungsgebem ab gestimmte Finanzierung angestrebt. 


63. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Werden die im Haushalt 1989 für übertriebliche 
Berufsbüdungsstätten vorgesehenen 100 Milüo- 
nen DM zu den geltenden Konditionen verge- 
ben, und wenn nein, welche Änderungen sind 
geplant, und wie werden sie sich voraussichtlich 
aus wirken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 17. August 1988 

Ihre Frage betrifft den Inhalt der Konzeption, die als Bericht dem Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages noch in diesem Monat zugeleitet 
wird. Ich beabsichtige, diesen Bericht unmittelbar nach Übersendung an 
den Präsidenten des Deutschen Bundestages auch den Mitgliedern des 
Ausschusses für Büdung und Wissenschaft zur Kenntnis zu bringen. 


Bonn, den 19. August 1988 
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